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So nicht!

Demokratie als Praxis
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Griechenland hat die Austerittspolitik abgewhlt - durchgesetzt hat dies eine linke soziale Bewegung auf den Straen und Pltzen. Ohne die enge Verzahnung mit Syriza als parlamentarischer Verlngerung wre dies nicht mglich gewesen. In Dresden hingegen marschiert mit Pegida eine neue APO von rechts und mit der AfD rckt eine neue Rechtspartei in die Parlamente ein.


Politische Lager bergreifend gibt es Sympathien fr Plebiszite. In der Praxis versuchen Regierungen sie zunehmend als Mittel der Akklamation einer Politik der Herrschenden zu nutzen.


Gengend Grnde also sich mit den Formatierungen parlamentarischer Demokratie zu beschftigen. Spielrume fr emanzipatorische Kmpfe zu ergrnden und Beschrnkungen einer Politik im Zhlverein zu analysieren.




Gretchenfrage

Sag mir, wie hältst Du es mit den Parteien?




Sven Giegold
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		Bndnis90/Die Grnen (CC BY-SA 2.0)


Als ich noch versuchte ein guter Anarchist zu sein  also vor dem Studium  waren Parteien mir verdchtig und ich machte einen groen Bogen um sie. Es dauerte viele Stunden hinter Bchern und auf Vorlesungsbnken, um sie als notwendiges bel der parlamentarischen Demokratie zu verstehen, die auch durch die schnste Partizipation nicht ersetzbar ist. Heute im Europaparlament sehe ich jeden Tag wie wichtig Parteienfamilien sind. Einzelne Abgeordnete sind in der Komplexitt unserer Welt und der sie mehr schlecht als recht regelnden Gesetze vllig wirkungslos. Ohne die Arbeitsteilung zwischen mehr oder weniger Gleichgesinnten kann Demokratie nicht funktionieren. Ohne Spezialist*innen fr das Gemeinwohl wren die Parlamente mchtigen Lobbyverbnden noch hoffnungsloser unterlegen. Das verbreitete Idealbild des einzelnen Abgeordneten, der oder die jede Sachfrage alleine prft, bevor eine Entscheidung zu treffen ist, negiert die Kompliziertheit einer offenen und pluralen Gesellschaft und konomie. Wenn die Demokratie gegenber dem Finanzmarktkapitalismus wieder die Oberhand gewinnen soll, braucht sie mehr, nicht weniger Arbeitsteilung. Dazu brauchen wir letztlich tatschlich europische Parteien und ffentlichkeit und irgendwann ein Weltparlament mit globalen Parteien.


Trotz dieses Pldoyers fr noch komplexere Parteien hat sich mein Verhltnis zu Parteien allgemein bis heute nicht zu einer Liebesbeziehung entwickelt. Ich habe viel Sehnsucht nach meiner Land-WG mit Gleichgesinnten aus verschiedenen sozialen Bewegungen und der starken Solidaritt in sozialen Bewegungen insgesamt. Sicher in den Bewegungen war auch nicht alles lustig. Es gab eine Menge Trolle und Schrate, wenn auch oft liebenswert. In den Grnen ist es politisch viel einfacher als bei Attac. Wir sind uns letztlich politisch und kulturell hnlicher. Dennoch bin ich sehr froh, dass ich mich vor 6 Jahren den Grnen angeschlossen habe. Im Europaparlament Grne Politik zu machen, ist ein groes Geschenk. Ich bin froh und stolz, wie viel wir mit Parteifreund*innen aus ganz Europa gemeinsam erreichen konnten. Aber was nervt, sind die stndig prsenten Konsequenzen der Konkurrenz um Posten und Macht. Es passieren mehr schrge Dinge als in sozialen Bewegungen  Alleingnge zur Profilierung, ble Nachrede, Machtklngel. Parteien sind eben selbst bei dem gemeinsamen ideellen Ziel, den Planeten zu retten, auch Instrumente zur Verteilung von Macht. Effektiv Politik zu machen, lohnt sich, aber bleibt anstrengend.


Sven Giegold, grner Europaabgeordneter


Rosa Luxemburg
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Statt sich mit der technischen Seite, mit dem Mechanismus der Massenstreiks fremden Kopf zu zerbrechen, ist die Sozialdemokratie berufen, die politische Leitung auch mitten in der Revolutionsperiode zu bernehmen. Die Parole, die Richtung dem Kampfe zu geben, die Taktik des politischen Kampfes so einzurichten, da in jeder Phase und in jedem Moment des Kampfes die ganze [] Macht des Proletariats realisiert wird und in der Kampfstellung der Partei zum Ausdruck kommt, da die Taktik der Sozialdemokratie nach ihrer Entschlossenheit und Schrfe nie unter dem Niveau des tatschlichen Krfteverhltnisses steht, sondern vielmehr diesem Verhltnis vorauseilt. []Eine konsequente, entschlossene, vorwrtsstrebende Taktik der Sozialdemokratie ruft in der Masse das Gefhl der Sicherheit, des Selbstvertrauens und der Kampflust hervor; eine schwankende, schwchliche, auf der Unterschtzung des Proletariats basierte Taktik wirkt auf die Masse lhmend und verwirrend.


Rosa Luxemburg, SPD


Cornelia Otto
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Grundstzlich ist es sinnvoll, sich zu organisieren und solidarisch fr eine politische Idee oder gemeinsame Werte einzutreten. Leider scheinen einige Parteipolitikerinnen und Parteipolitiker zu vergessen, dass man Politik nicht zum Selbstzweck macht, sondern fr 80 Millionen Menschen  oder sogar fr 740 Millionen im Falle, dass man ins Europaparlament gewhlt wurde. Man sieht aktuell, wie die (in manchen Situationen sicher sinnvolle) Fraktionsdisziplin von der Regierungskoalition vllig schamlos zur Totalblockade der Opposition genutzt wird. Wenn Antrge anderer Parteien rein aus Prinzip abgelehnt werden, obwohl man grundstzlich der Sache zustimmt, hat das mit Demokratie nicht mehr viel zu tun. Das ist Machtpolitik aus Eigennutz. Mit Sicherheit wren parteibergreifende Themenbndnisse einzelner Abgeordneter demokratischer. Ich glaube aber, dass es in der Natur einer Partei liegt, Machtpolitiker hervorzubringen. Denn um sich innerhalb einer Partei hoch zu kmpfen, muss man ein dickes Fell und eine gute Portion Egoismus mitbringen. Fr die Demokratie wre es sicher gut, wenn sich in Parteien mehr Menschen mit Gemeinsinn durchsetzen.


Cornelia Otto, Ex-Piratin


Conny Hildebrandt
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Parteien sind ein Widerspruch in sich. Weder sind sie Zivilgesellschaft, noch sind sie Staat. Sie nennen sich Teil (Part) und beanspruchen, fr das Ganze zu stehen. In ihnen sind nicht einmal zwei Prozent der Brgerinnen und Brgern organisiert und doch behaupten sie, fr 100 Prozent zu sprechen. Parteien brauchen gesellschaftliche Verankerung und leben in einer eigenen Welt  vor allem ihre Vertreterinnen und Vertreter in Parlament und Regierung. Sie beziehen sich auf gesellschaftliche Konfliktlinien und meinen, Antworten zu haben, die diese Konflikte berflssig machen. Parteien leben von der schwchsten Form demokratischer Meinungsuerung der Brgerinnen und Brgern  dem Stimmzettel bei Wahlen  und streben nach der strksten politischen Macht  nach Mehrheiten im Parlament und in der Regierung. Sie sind die entscheidenden Sttzen parlamentarischer Demokratie und hebeln sie selbst aus, wenn sie nach Volksentscheiden rufen oder Entscheidungen in die Exekutive verlagern. Die Parteien der Linken verschrfen diese Widersprchlichkeit noch: Sie wollen mehr Gerechtigkeit hier und jetzt durch einzelne Schritte und sehen dies als Einstieg in eine radikale Transformation der Gesellschaft. Sie setzen auf ein solidarisches Bndnis der Mitte und des Unten der Gesellschaft im Kampf gegen die da oben und mssen sich bei Erfolg mit denen da oben an einen Tisch setzen. Parteien werden gebraucht, wenn sie diese Widersprche fr andere berzeugend austragen.


Conny Hildebrandt, Referentin Parteienforschung am Institut fr Gesellschaftsanalyse


Johannes Agnoli
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Parteien entwickeln eine Qualitt, die mit ihrer materiellen Interessenlage verbunden ist: sie sind an der Aufrechterhaltung der Verhltnisse interessiert, die ihre Etablierung an der Macht ermglichen. Dadurch koppeln sie sich - ganz gleich, ob sie Massenparteien sind oder nicht - mit den Interessen derjenigen gesellschaftlichen Gruppen, denen es ebenso an der Konservation der gegebenen Strukturen gelegen ist. Insofern ist die alte Frage mig, ob die politisch herrschenden Gruppen Handlanger der herrschenden Klasse sind oder ob sie eine selbstndige gesellschaftliche Klasse (die politische Klasse) darstellen. Sie sind selbst ein Teil, nmlich der politische, der herrschenden Klasse. Genauer: sie sind deren staatliche Funktion. Auf diese Weise wird der gesellschaftliche Antagonismus im Parteiensystem nicht mehr widerspiegelt  denn im staatlichen Herrschaftsapparat findet nur die Reproduktion des einen Pols der Gesellschaft statt, der sonst antagonistisch in Frage gestellt wre.


Johannes Agnoli, Politikwissenschaftler




Von Graf Zahl zur Linkspartei

Thesen der Redaktion über Wahlen und die Freude am Zählen
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		Christina B Castro  (CC BY-NC 2.0)


Wahlen als revolutionre Errungenschaft


In einer berhmten Folge der Kinderserie Sesamstrasse fragt die Haushlterin, was Graf Zahl mit seiner Grfin am vorigen Abend gemacht hat. Graf Zahl antwortet nchtern: Wir haben gezhlt! Und er kann nicht damit aufhren, er singt auch am morgen danach los: 1,2,3, usw. usf. Das Zhlen ist Graf Zahls Lebenselixier. Er singt Lieder bers Zhlen, zhlt die Gegenstnde in seiner Wohnung  das Zhlen alleine macht ihn glcklich. Auch in der Demokratie ist das Zhlen ein Lebenselixier. Wahlen sind im Alltagsverstand nahezu gleichbedeutend mit Politik. Wer Politik sagt, meint Wahlen und in der Regel die Konkurrenz von Personen und politischen Parteien. Am Ende wird jedes mal gezhlt. Aber wie und vor allem was wird gezhlt? Das allgemeine Wahlrecht war eine revolutionre Errungenschaft. Die Arbeiter*innenbewegung und nicht das Brgertum, hat es erkmpft. Alle sollten gleich sein. Alle sollen eine Stimme haben. Darber hinaus hatte das Wahlrecht auch eine wichtige organisatorische Funktion: Es befrderte die Bildung politischer Parteien und deren Zentralisierung.
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	Revolutionre Errungenschaft - Die Arbeiterinnenbewegung lernt Whlen
	Kheel Center (CC BY 2.0)


Die Kehrseite: Politik als Wahl- und Zhlverein
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	Auf der Vorderseite prsentiert sich konkurrenzfhiges Personal - Die Kehrseite: inhaltliche Leere
	Matthias Parthesius (CC BY-NC-SA 2.0)


Doch die eingesetzten Mittel (Wahlrecht) gingen nicht einfach so am Zweck (Einfhrung des Sozialismus) vorbei. Die Arbeiter*innenbewegung fand sich in den vielfltigen Schtzengrben der modernen Gesellschaft wieder, konnte nicht einfach zur Mehrheit werden und durchziehen. Wer die Mehrheit haben will, muss Politik fr alle machen, fr das Volk, fr die Beamten und fr den Staatsapparat, natrlich auch fr konservative Whler*innen und fr das Allgemeinwohl. Und die Linke hat als oppositionelle Bewegung in der kapitalistischen Gesellschaft eben gerade keinen privilegierten Zugriff darauf zu definieren, was nun das Allgemeinwohl ist, auch wenn sie politisch darum kmpft. Die Orientierung an Wahlen zeigte schnell ihre Kehrseite: Das Proletariat wurde zum Wahlvolk und die Kraft zur eigenen sozialistischen Initiative ging verloren. Wer an Wahlen teilnimmt, macht zwangslufig Staatspolitik. Das ist nichts Schlechtes, hat aber einen Preis. Man arbeitet sich an der Regierung ab. Man muss konkurrenzfhiges Personal prsentieren. Die Opposition ist Regierung im Wartestand. Eine Klasse an Berufspolitiker*innen entsteht, die auch materiell vom politischen System abhngig ist. Sie fhrt die Partei. In der Regel wollen die Berufspolitiker*innen wieder gewhlt werden und der Alltagsverstand schlgt durch: So wichtig dieses oder jenes Anliegen sein mag, am Ende mssen die Wahlen gewonnen werden. Das ist entscheidend  alles andere ist Quark. Bewegungsromantik, Intellektualisiererei, die Knste, die Bcher, die Argumente, die Anderen, alles Quark, solange am Ende die richtige Zahl dasteht.


Wahlen als Terrain der Auseinandersetzung


Es spricht viel dafr sich intensiv mit Wahlen und Wahlverfahren auseinanderzusetzen. In der linken Rede von Klassen und sozialen Kmpfen wird der Einfluss der Wahlarithmetik hufig unterschtzt. Sie strukturiert in der Regel das vor, was politisch geht. So wurde im Frankreich der 1950er Jahre das Mehrheitswahlrecht eingefhrt, um den Einfluss der Kommunistischen Partei zu schmlern. Alle linken Parteien in Lndern mit Sperrklauseln, wie der 5%-Prozent Hrde, knnen ein Lied davon singen: Man kann sich radikal selbst beschreiben  grn, sozialistisch, kommunistisch o..  am Ende muss man eine Politik machen, die einen dauerhaft ber 5% hlt. Und auch in der Linkspartei wird im Vorfeld von Listenaufstellungen zu Bundestags- oder Landtagswahlen in der Regel vor allem ber eine Frage gestritten: Wie ist das Wahlverfahren? Wie wird gezhlt und wer gewinnt? Wer darf sich als erstes vorstellen und wer als letztes?



	[image: ]
	Yes or No reicht nicht immer
	Frankie Roberto  (CC BY 2.0)


Chancen und Grenzen von Wahlverfahren


Angesichts dieser widersprchlichen Bilanz von Wahlverfahren stellt sich die Frage, wie damit umzugehen ist. Gerade neuere soziale Bewegungen versuchen neue Verfahren zu entwickeln, um die Dominanz klassischer Mehrheitswahlen zu berwinden. Sie experimentieren mit Konsensverfahren. Die Occupy-Bewegung hat gar mit dem human microphone ein verfremdendes Verfahren ins Spiel gebracht: Die Teilnehmer werden hier in eine gewisse Distanz zu ihren eigenen Aussagen gebracht. Auch das Institut solidarische Moderne experimentiert schon seit lngerer Zeit erfolgreich mit Verfahren jenseits des Lottoclubs.


Wir mchten an dieser Stelle dafr pldieren, dass die Frage nach dem richtigen Verfahren in hohem Mae kontextabhngig ist. Mehrheits- und Verhltniswahlen, Konsensbildung oder verfremdende Verfahren knnen jeweils hochgradig sinnvoll sein. So entschied der Vorstand der sterreichischen Sozialdemokratie etwa in ihrer Frhphase im Konsens, was angesichts der Realitt eines Vielvlkerstaats sicherlich sinnvoll war. Plebiszitre Elemente knnen sowohl in politischen Organisationen als auch der Gesellschaft sinnvoll sein, mssen es aber nicht als Allheilmittel.
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	Stimme verschenkt?
	Keith Bacongco  (CC BY 2.0)


Liberalismus und Anarchismus sind blind fr Diskussion und Vermittlung


In der neueren Euphorie fr Brger*innenbeteiligung und horizontale Verfahren besteht die groe Gefahr, dass sich die Verfahrensfragen vollkommen verselbststndigen und am Ende in keinem Zusammenhang zur Durchsetzung politischer Ziele mehr stehen.


Ein kontextabhngiges Herangehen richtet sich einerseits gegen die liberale Vorstellung, dass Politik vor allem nur die sowieso schon vernnftigen Privatinteressen der Brger*innen spiegelt und am Ende gezhlt wird. In diesem Modell muss im Grunde nicht mehr diskutiert werden, weil alle ihre Meinung sowieso schon haben. Ein solches Herangehen richtet sich aber auch gegen die neoanarchistische Suche einer radikalen Unmittelbarkeit, in der das demokratische Verfahren am besten ist, das am Unmittelbarsten den Interessen der Einzelnen zur Geltung verhilft. Beide Herangehensweisen unterlaufen den Umstand, dass linke Politik gemeinsame Rume der Beratung und Entscheidung, des Zuhrens und Argumentierens und natrlich auch der institutionellen Reprsentation  also der Vermittlung  bedarf. Es geht eben nicht nur um voluntas, sondern auch um ratio  um die Frage, wie Verfahren gefunden werden knnen, in denen gute und tragfhige Entscheidungen entstehen.


Linkspartei: Obsessive Bindung ans staatspolitische Zhlen irritieren


Im Hinblick auf die Linkspartei geht es dann vor allem darum zu erkennen, dass ein Verfahrenspluralismus Einzug halten muss. Obwohl die LINKE Teil des politischen Systems ist, besteht kein sklavischer Zwang dazu innerparteiliche Politik einseitig nach Mehrheitsverfahren auszugestalten. Man muss in einer sozialistischen Partei kein triviales Politikverstndnis pflegen. Es geht schlielich um mehr als die Entscheidung zwischen Personen , die Angebote an ihr Wahlvolk machen, das danach viel klatscht und am Ende wird gezhlt. Ntig wre eine Art zweite Sule des Politikmachens, die in viel strkerem Mae auf Konsensverfahren, Verstndigung, Bildung und Selbstbildung oder sogar Verfremdungseffekte zielt. Dies ist natrlich eine Herangehensweise, die die innerparteilichen Hackordnungen und den Einfluss (meist mnnlicher) Strmungsgurus auf die Probe stellt und zu einem Kontrollverlust einfhrt. Deshalb wird dies schwer durchzusetzen sein. Trotzdem gilt: Eine verbindende Partei ist nicht eine Frage der Inhalte und der Grostrategie, sie braucht auch das harte Holz alternativer Verfahren und Heransgehensweisen im Politischen. Dass unsere Genoss_innen von der spanischen Partei PODEMOS, der griechischen Syriza oder der italienischen Sinistra E Liberta aktuell genau ber solche Fragen diskutieren, ist kein Zufall. Ohne einen solchen Kontrollverlust ist eine emanzipatorische Politik nicht zu machen. Die obsessive Bindung des Grafen Zahl ans Zhlen wird man nicht vollstndig aufheben knnen, aber die Grfin sollte einfach aufhren jeden Abend einfach so mitzuzhlen und dafr lieber ins Kino gehen.




Über Ressourcen, langen Atem und Diffamierungen

Drei Berlinerinnen berichten von ihren Erfahrungen mit direkter Demokratie




prager frhling: Seit Ende der 2000er ist die Berliner Rechtslage im Groen und Ganzen so gestrickt, dass in einem zweischrittigen Verfahren verbindliche Volksentscheide mglich sind, wenn ein bestimmtes Quorum an Ja-Stimmen erreicht wird. Seit dem hat die Anzahl der Volksentscheidungen sprunghaft zugenommen. Wie habt ihr das wahrgenommen?


Judith Demba: Ich komme aus dem NOlympia-Bndnis und war auch schon in den 1990er Jahren mit dabei. Es hat sich whrend der Kampagne damals gezeigt, dass es eine groe Widerstndigkeit gibt. Damals gab es diese Mglichkeiten eines Volksbegehrens noch nicht. Die Volksbegehren der letzten Jahre haben zu einer Politisierung der Gesellschaft gefhrt, zumindest eines Teils der Gesellschaft. Das finde ich positiv, weil Volksbegehren eine Verkrustung und Gleichgltigkeit aufbrechen knnen. Was hat das Thema mit meinem eigenen Leben zu tun? spielt auf einmal eine Rolle.


Mareike Witt: Ich finde es natrlich auch sehr gut, dass es die Mglichkeit fr Volksbegehren und Volksentscheide gibt, wrde aber gerade aus unserer Erfahrung vom Tempelhofer Feld und der Beobachtung der Volksentscheide vorher sagen, dass die Hrden enorm hoch sind. Man muss am Ende fr den Volksentscheid ein sehr hohes Quorum erreichen. Es gibt ganz viele Leute, die gar nicht whlen gehen. Die sind gar nicht mit einem nein in einem Volksentscheid gleichzusetzen. Bei den Wahlen frs Abgeordnetenhaus fallen die Nichtwhler_innen nicht ins Gewicht, weil es nach Prozenten der abgegeben Stimmen geht. Es gab zwar viele Volksentscheide seit 2000, aber aufgrund des hohen Quorums sind fast alle Volksentscheide gescheitert.


prager frhling: Bei euch beiden klingt an, dass Volksentscheide nicht allen in gleicher Weise dienen. Wie ist das zu verstehen?


Julia Michel: Ein Volksentscheid ist ein Instrument, das unglaublich Ressourcen verschlingt. Wenn man sich vorstellt, man steckt da mit x Leuten ein Jahr oder lnger Arbeit rein, bis der ganze Prozess durchlaufen ist, und am Ende scheitert man damit, dann finde ich dieses Instrument echt fragwrdig.


Demba: Das ist ja so wie mit diesen Begleitausschssen und Gremien, die berhaupt keine Kompetenzen haben, wo es am Ende berhaupt nicht darum geht, dass es wirklich umgesetzt wird, was erarbeitet wird. So werden die aktiven Leute, die sonst vielleicht auf der Strae wren und protestieren wrden, in diese Arbeit abgezogen.
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	Echte Brgerbeteiligung will der Berliner Senat nur im Notfall
	Ch. Taudt  (CC BY-NC-SA 2.0)


prager frhling: Wrdest du sagen, das sind Befriedungsinstrumente?


Demba: Nun, man lenkt die Energie um. Die Energie, die sich sonst vielleicht ganz anders entladen htte, wird dann in so einem formalen Prozess aufgebraucht. Das mit den Hrden hat zwei Seiten, finde ich. Man muss neben der Senkung der Hrden dafr kmpfen, dass sich im Bildungssystem und insgesamt in der Gesellschaft etwas ndert. Es macht gar keinen Sinn, wenn du Instrumente hast, die bei groen Teilen der Bevlkerung auf nicht-Verstehen stt. Ich wei noch, als wir Unterschriften fr das Energievolksbegehren gesammelt haben, haben die Leute gar nicht verstanden, was wir von ihnen wollten, bzw. was ein Volksbegehren berhaupt ist. Viele dachten immer, wir wollen ihnen was verkaufen. Deshalb meine ich, braucht es einen Lernprozess in der Gesellschaft. Es muss sich im Bildungssystem vieles ndern, dass die Kinder und Jugendlichen zu selber denkenden Menschen herangzogen werden, und spter dann auch in der Lage sind, einen solchen Prozess aufzunehmen und daran teilzuhaben. Im Moment haben wir eher die Situation, dass ein ganz groer Teil der Bevlkerung wahnsinnig mit der Existenzsicherung beschftigt ist und berhaupt keine Kapazitten hat, sich in solche Prozesse einzubringen, sich selber zu informieren oder irgendwie aktiv zu sein. Wenn mehr direkte Demokratie gewollt ist  und ich gebe dir, Mareike, recht, dass eigentlich die Hrden zu hoch sind  ist es das Wichtigste, dass sich daneben in der Gesellschaft was ndert.


Witt: Was mich persnlich wirklich schockiert hat  ich habe zwar frher schon fr Volksbegehren Unterschriften gesammelt, aber so richtig habe ich mich erst frs Tempelhofer Feld aktiviert  dass mein Eindruck war, dass von den regierenden Politiker_innen dieses Instrument kein bisschen gewollt ist. Es wird versucht, an jeder Ecke und wo es nur geht, zu blockieren. Sie knnen den Volksentscheid nicht direkt verhindern, aber man versucht, die Gegenseite zu diffamieren. Man versucht, Falschanschuldigungen zu bringen, und wei: Wenn die klagen, dann sind die nur mit dem Klagen beschftigt. Also werden sie nicht klagen. Das finde ich viel schlimmer als Leute, die nicht in der Lebenslage sind, sich mit bestimmten Fragen zu beschftigen.


Demba: Damit kommen wir noch zu einem ganz anderen Punkt: Die offizielle Politik hat viel eher einen Zugang zu den Medien und kann ihre Argumentation viel strker in die ffentlichkeit bringen, als du es selber machen kannst. Die Ressourcen sind total ungleich verteilt. Beim Tempelhofer Feld war die Berichterstattung gerade in den Tagen vor dem Volksentscheid haarstrubend.. Und selbst hinterher wurde gesagt, man msse sich mal fragen, wer da eigentlich abgestimmt hat und ob das denn reprsentativ sein kann.


Witt: Und das ist eine Unverschmtheit! Wenn man mal die Zahlen ins Verhltnis setzt, sieht man, wie unterschiedlich mit Zahlen in der Presse umgegangen wird. Die Mehrheit hat Herrn Mller zum Regierenden Brgermeister von Berlin gewhlt  die Mehrheit des klitzekleinen Anteils von SPD-Mitgliedern. Von denen hat er rund 6.000 Stimmen bekommen! Der Volksentscheid zum Tempelhofer Feld hat fast 740.000 Stimmen bekommen. Das liegt fast in der Grenordnung, die die groe Koalition im Berliner Abgeordnetenhaus an Stimmen erlangt hat.
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	Das NOlympia will lieber wat jutet
	Uwe Hiksch  (CC BY-NC-SA 2.0)


Demba: Daran sieht man, dass direkte Demokratie eben kein echtes Anliegen ist. Die Novellierung des Abstimmungsgesetzes im Zuge der Olympia-Diskussion ist das beste Beispiel. Wenn der Senat wirklich eine Volksentscheidung gewollt htte, htten CDU und SPD genug Zeit gehabt, auch eine wirkliche Verfassungsnderung auf den Weg zu bringen und die Mglichkeit zu schaffen, dass es einen Volksentscheid gibt, der auch bindend fr die Politik ist. Bei der Volksbefragung soll der Senat alleine argumentieren knnen, und gerade Mal 3.000 Zeichen fr die Oppositionsparteien zur Verfgung stehen. KritikerInnen haben weder auf die Fragestellung noch auf die Argumentation Einfluss. Auerdem ist das Ergebnis nicht bindend, weil dies verfassungsrechtlich ausgeschlossen ist. Eine Verfassungsnderung ist nicht gewollt, weil die Leute sich dann weit ber die Olympia-Abstimmung hinaus in Sachen einmischen knnten. Deshalb gibt es jetzt nur die Placebo-Demokratie.


Witt: Und es kann sogar sein, dass dies echten Volksentscheiden den Wind aus den Segeln nimmt. Vielleicht htte es zu Themen wie Olympia dann auch einen richtigen Volksentscheid gegeben. Und zur Wahlbroschre: Wir haben viel Energie in die Wahlbroschre gesteckt, weil wir sehr geringe finanziellen Mittel hatten. Wir haben gesagt, das ist eine Mglichkeit, die wir zur Verfgung gestellt bekommen und die jedem zugesandt wird. Die wollten wir nutzen. Wir haben sehr viele Rckmeldungen bekommen und gemerkt, dass die Leute das wirklich lesen. Wenn ich mir vorstelle, dass bei dieser Volksbefragung der Contra-Teil der Broschre wegfllt, ist das ja nur wie diese Propaganda, die wir die ganze Zeit sehen: Wir wollen die Spiele!


prager frhling: Ich finde es crazy, dass es mit der Lex Olympia eine Verschiebung der Funktion von direkter Demokratie gibt: Weg von Korrekturen politischer Entscheidungsprozesse hin zu einer Einnahme eines Instruments, dass  trotz aller Schwierigkeiten und Ausschlsse  eine Ermchtigung von Brger_innen bedeutet hat.


Witt: Das knnen wir bezogen auf das Tempelhofer Feld auch an anderen Stellen beobachten. Diese Online-Plattform wird zum Beispiel nicht beworben.


Demba: Weit du, worum es geht?


prager frhling: Nee, berhaupt gar nicht.


Witt: Das Typische ist, dass sich tatschlich schon ein Senator in die Richtung uert von gesagt haben: Da sieht man schon, was hinter dem Volksentscheid steckt. 700.000 Stimmen, aber jetzt geht keiner mehr auf die Online-Plattform und macht mit.


Michel: Die Online-Plattform hat der Verein Liquid Democracy entwickelt. Es handelt sich um eine Beteiligungsplattform, eine qualitative Bestandsaufnahme. Leute knnen da Vorschlge einbringen und andere knnen sie kommentieren und bewerten. Sie wurde vor dem Hintergrund aufgesetzt, dass sich auch Leute beteiligen knnen sollen, die nicht zu diesen Brgerbeteiligungsrunden kommen und eher netzaffin sind.


prager frhling: Und da passiert nichts?


Witt: An der Onlinebeteiligung selber kann man auch sehr viele Dinge kritisieren. Man wei nicht, welche Verbindlichkeit das hat. Es schreiben Leute Sachen, die sich gar nicht auf der Basis des Gesetzes befinden. Man msste eine gute Moderation haben. Aber nehmen wir mal an, es wre super: Das wre gerade egal, denn es wird gar nicht beworben. Und das wird instrumentalisiert zu Die Brger wollen sich ja gar nicht beteiligen. Auch bei den anderen Beteiligungsformaten zum Tempelhofer Feld kann man Schwierigkeiten beobachten. Man kann Brger_innen auch ausschalten, indem man sie zu etlichen Sitzungen kommen lsst. Wenn man das wirklich ernsthaft betreiben wrde, diesen Beteiligungsprozess beim Tempelhofer Feld, dann msste man drei Abende pro Woche nur dafr einrechnen. Wer kann das denn? Das kann auch nicht mit Brgerbeteiligung gemeint sein. Ich will den Beteiligungsprozess nicht total schlecht reden, denn er ist viel besser als alles, was wir vor dem Entscheid zum Tempelhofer Feld erlebt haben. Aber er ist trotzdem mit groer Vorsicht zu genieen.


Demba: Es werden Leute desillusioniert, die sich viel davon versprochen haben, wenn es sich so zh gestaltet.


prager frhling: Wie wrdet ihr es denn dann machen?


Witt: Das groe Problem ist bei dem Selbstverstndnis der Politiker_innen, die oft Brgerbeteiligung erst mal als was Bedrohliches empfinden.


Demba: Ich finde es wichtig, dass es einen gleichberechtigten Zugang zu den Medien gibt. Die einen haben die ffentlichkeitshoheit und die anderen mssen sich dann mhsam durch ihre Maulwurfshgel graben. Die Informationshoheit darf nicht nur auf einer Seite liegen. Es braucht einen fairen Zugang zur ffentlichkeit. Wie auch immer man das gestalten kann.


Michel: Momentan hast du nur die Chance, dass du ber die Presse ein Forum findest.


Witt: Aber als normaler Durchschnittsbrger weit du doch gar nicht, wen du anrufen sollst, wenn du mal was in die Zeitung bekommen mchtest. Da haben die Politiker_innen die Erfahrung und kommen ganz anders in der Presse unter. Ich hatte nicht erwartet, dass bis zum Schluss Lgen gedruckt werden. So waren bis zum Volksentscheid tatschlich immer wieder sachlich total falsche Sachen in der Presse zu lesen.


Michel: Wenn du einsteigst, merkst du aber auch erst mal, was Politik bedeutet. Du wirst mit dem ganzen Schmutz bergossen, der in dem Politikgeschft die ganze Zeit gang und gbe ist. Du bist pltzlich ein Akteur darin. Das fand ich echt beeindruckend.


Demba: Neben einem gleichberechtigten Zugang zur ffentlichkeit muss, wie schon gesagt, die Hrde gesenkt werden. Bei Volksentscheiden hast du anders als bei Wahlen ein Quorum. Das sind Hrden, die aufgebaut wurden, um zu verhindern, dass nicht wegen jedem Pups ein Volksbegehren auf den Weg gebracht wird. Bleibt zu fragen, ob man damit nicht auch Leute abschreckt.


Witt: Im Nachhinein muss ich sagen: Die Hrden vor dem Volksentscheid finde ich gut, um auch die Ernsthaftigkeit des Anliegens zu unterstreichen. Man wrde ja die Leute abschrecken, wenn ber alles abgestimmt wird. Aber bei der letzten Abstimmung, beim Entscheid, ist das Quorum einfach zu hoch. Ich finde es richtig, dass es eine Mehrheitsentscheidung ist. Wenn es mehr Nein-Stimmen gibt, ist das Ergebnis vollkommen klar. Aber das Quorum selber  jeder vierte Berliner muss mit ja stimmen  das ist zu hoch.


Demba: Mit Volksentscheiden knnen Leute, wenn es gut luft, die Erfahrung machen, dass verbindliche Ergebnisse herauskommen und die Umsetzung so erfolgt, wie die Leute sich das vorgestellt haben.


Witt: Nach dem Volkentscheid zum Tempelhofer Feld haben wir hufig gehrt, dass Leute gesagt haben, sie glauben wieder daran, dass sich Engagement lohnt.


Demba: Das macht dann die Leute stark. Vorher beschftigt man sich mit dem Thema und politisiert sich. Und wenn es dann ein Erfolg wird, bricht es diese Haltung Man kann ja eh nichts ndern ein bisschen auf.


Judith Demba ist Geschftsfhrerin der Naturfreunde Berlin und im NOlympia-Bndnis aktiv.


Mareike Witt und Julia sind in der Berliner Brgerinitiative 100 % Tempelhofer Feld aktiv. Im Mai 2014 erlangte der durch diese Initiative auf den Weg gebrachte Brgerentscheid das geforderte Quorum und die Plne des Senats zur Bebauung des ehemaligen Flugfeldes mussten auf Eis gelegt werden.


Die Fragen stellte Lena Kreck




Plebiszite im Kontext

Die prozeduralistische Geisteshaltung überwinden

Phillip Schink


Es gibt seit geraumer Zeit in der Linken die Diskussion, ob die plebiszitren Elemente, strker genutzt oder sogar auszubauen sind. Natrlich ist der Kampf fr eine demokratische Gesellschaft stets ein fester Bestandteil linker Politik gewesen. Zugleich wird in der Linken darunter sehr Unterschiedliches verstanden. Grob gesagt wurde in den dominanten Strmungen der sozialistischen Linken stets ein instrumentelles Verstndnis von Demokratie vertreten. Dies lag einerseits in einer recht realistischen Konzeption von Demokratie begrndet, aber auch in der Kritik von Politik und Staat insgesamt, von denen man zudem annahm, sie seien aufgrund der geschichtliche Entwicklung des Kapitalismus sowieso zum Absterben bestimmt.


Die geschichtliche wie auch politische Situation am Beginn des 21. Jahrhunderts stellt die Forderung nach einer Demokratisierung unter eine andere Perspektive: das Scheitern des realen Sozialismus lsst die Idee der brgerlich-liberalen Demokratie zur politischen Leitwhrung werden, in die alle weiteren Forderungen konvertierbar sein mssen. Unter dem Eindruck des so weitreichenden wie tiefgehenden Scheiterns der sozialistischen Projekte wurde eine prozeduralistische Wende genommen Man konzentriert sich auf faire und allgemeine Teilhabebedingungen an der Politik und gesteht Legitimittsfragen einen absoluten Vorrang zu. In der Demokratie wird dabei sowohl eine Antwort auf das Problem der schmutzigen Hnde und der Avantgarde gesucht, als auch ein Erbe fr die mit dem Sozialismus verbundene Idee des Kollektivismus. Gerade weil in der Geschichte des 20. Jahrhunderts das Handeln auf Seiten der Linken mit so vielen Verwerfungen und frchterlichen Folgen verbunden war, wird nun die demokratische Entscheidung allen auf Gesellschaftsvernderung abzielenden Eingriffen vorgeschaltet.


Diese Entwicklung ist in ihrem historischen Zusammenhang verstndlich und zu begren. Sie hat jedoch auch zu einem eigentmlich starren Verstndnis von gesellschaftsvernderndem Handeln gefhrt. Heute ist eine Geisteshaltung in der Linken sehr verbreitet, die anhand einer Reihe von starren Handlungsvorschriften bestimmen will, wie politisch zu agieren sei. Bestimmte (moralische) berzeugungen werden nicht als Zwecke verstanden, zu deren bestmglicher Realisierung man durch eine Analyse der historisch-konkreten Situation im politischen Handeln geeignete Mittel sucht, vielmehr verkrpern sie Prinzipien, die unter allen Umstnden zu beachten sind. Diese Haltung zeigt sich auch im Hinblick politische Institutionen. Diese werden ebenfalls nicht als Mittel zur Realisierung bestimmter Zwecke verstanden, sondern ihnen wird ein intrinsischer Wert zugeschrieben, so dass sie gut oder richtig unter allen Umstnden werden.


Dieses Geisteshaltung fhrt dazu, dass etwa in der Diskussion um das Fr und Wider von Plebisziten nicht durch eine Analyse der historisch-konkreten Situation die Folgen solcher Volksbegehren eingeschtzt werden, sondern sie mit der Idee der Demokratie insgesamt identifiziert werden. Dies hat seinen Grund u.a. darin, dass durch die schon angefhrte prozeduralistische Wende, auch die Bewertungsmastbe verschwunden sind, die es erlauben wrden, berhaupt so etwas wie den instrumentellen Wert eines Plebiszits einschtzen zu knnen. Das zu tun wrde bedeuten, dass man sich viel strker damit auseinandersetzt, welche gesellschaftlichen Zustnde man denn mit welchen Mitteln bewirken mchte. Plebiszite knnen eine Antwort auf eine ganze Reihe unterschiedlicher Probleme sein: man kann mit ihnen allgemeine Legitimationsdefizite beheben, oder Machtungleichheiten, oder eine verzerrte Reprsentation korrigieren, oder die ffentliche Auseinandersetzung mit Themen befeuern, usw. Man sollte nicht auer Acht lassen, dass den jngeren Erfolgen mit Plebisziten im Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge auch wohlstandschauvinistische oder rassistische Gegenerfolge (siehe Schweiz oder Hamburg) gegenberstehen.
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	Hauptsache dabei? Ganz so beliebig wie die Regierung in Baden-Wrttemberg sollte die Linke jedenfalls nicht sein
	Landesregierung Baden-Wrttemberg  (CC BY-NC-ND 2.0)


Um mit diesen Widersprchen umzugehen, sollte die prozeduralistische Geisteshaltung berwunden werden. Um wieder in die gesellschaftlichen Konflikte eingreifen zu knnen und Handlungsfhigkeit zurckzuerlangen, wre es ntig diese Geisteshaltung in einem neuen politischen Denken aufzuheben. Ein Vorschlag hierzu: Als Mastab, an dem politisches Handelns ausgerichtet wird, nimmt man den Vorrang der Interessen und Belange der gesellschaftlich Schwachen vor allen anderen an. Alle Kritik an bestehenden demokratischen Verfahren und alle Vorschlge fr neue Verfahren oder Reformen mssen danach beurteilt werden, ob sie die Position der Schwachen strken. Also nicht Demokratisierung per se, sondern stets eine Demokratisierung, die effektiv auf eine Vernderung bestehender Machtverhltnisse zugunsten der unteren Klassen und Schwachen in der Gesellschaft abzielt. Dabei wird deutlich, dass fr die Bestimmung der Schwachen nicht einfach nur etwa auf den Gegensatz politische Klasse versus einfache Brger zurckgegriffen werden kann, sondern dass auch die Kategorie der einfachen Brger machttheoretisch betrachtet werden muss.


Philipp Schink ist wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Goethe-Universitt Frankfurt/M. 




Die Planungszelle

Ein Instrument, um Lobbyinteressen zurückzudrängen und Alltagswissen zu nutzen

Katja Kipping
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	Schieen wie Brgerforen aus dem Boden: Pilze
	Jeremy Tolbert  (CC BY-NC-SA 2.0)


Die Einbindung und Beteiligung von Brgerinnen und Brgern an politischen Entscheidungsprozessen ist schon lange nicht mehr nur eine Forderung von unten. Mittlerweile setzen sich auch Politiker_innen und Unternehmen oder auch Stiftungen wie die Bertelsmann-Stiftung, die klare Lobbyarbeit im Sinne von Konzernen betreiben, fr mehr Brger_innenbeteiligung ein. Brger_innenforen schieen wie Pilze aus dem Boden. Dass diese Foren jedoch oft zu einer Farce verkommen zeigt nicht zuletzt das Brger_innenforum zur Diskussion ber eine mgliche Olympia-Bewerbung Berlins im Jahr 2024. Statt eine offene Diskussion unter breiter Beteiligung zu gewhrleisten, besteht allein das Projektteam ausschlielich aus Vertreter_innen der Senatsverwaltungen und des Landessportbunds. Welche Interessen hier also im Vordergrund stehen, muss hier nicht erst verdeutlich werden.


Um eine realistische Teilhabe unter Einbeziehung von Fachwissen zu ermglichen kann man jedoch auf ganz andere Methoden zurckgreifen  etwa mittels der Durchfhrung eine Planungszelle. Die Planungszelle ist ein Ende der 1960er, Anfang der 1970er Jahre von dem Wuppertaler Soziologieprofessor Peter C. Dienel entwickeltes Beratungsverfahren, das Planungsentscheidungen verbessern soll. Das Modell der Planungszelle sieht vor, dass zufllig ausgewhlte Brgerinnen und Brger ein Gutachten zu einem Problem erstellen. Wichtig ist, dass die Auswahl der Vier-Tages-Jury nicht nach Proporz, sondern durch einen Zufallsgenerator erfolgt. Um hier soziale Homogenitt zu vermeiden, wird darauf geachtet, Menschen verschiedenen Geschlechts, Alters und mit unterschiedlichen sozialen wie kulturellen Hintergrnden auszuwhlen.


Zuerst werden die Beteiligten umfassend ber das Problem informiert. Zu Beginn knnen auch mgliche Fachleute mit unterschiedlichen Anstzen zu Wort kommen. Anschlieend beraten die Brgerinnen und Brger unter sich in Kleingruppen, deren Zusammensetzung auch wechseln sollte. Am Ende wird das Ergebnis der Debatten in einem BrgerInnen-Gutachten festgehalten. Fr die Dauer der Planungszelle stellt man die Beteiligten von ihren alltglichen Verpflichtungen frei, d.h. Verdienstausfall wird vergtet und fr die Kinderbetreuung steht eine Aushilfe zur Verfgung. Diese Form des Brger_innengutachtens wurde in den letzten 30 Jahren schon so manches Mal angewandt. Beispielsweise erstellte man auf diese Weise im Jahr 2002 in Regensburg eine Expertise ber Perspektiven fr die Stadt und in Mnchen setzte sich eine Planungszelle in den Jahren 2012 bis 2014 mit dem Kunstareal, der Museums-, Kunst- und Wissenschaftslandschaft auseinander.


Ein hufiger Einwand gegen diese Form der Partizipation lautet, man solle solche Gutachten doch lieber den Fachleuten berlassen. Die Erfahrung mit Planungszellen zeigt jedoch, dass das Alltagswissen der Beteiligten eine gute Arbeitsgrundlage ist. Wenn die notwendigen Informationen solide aufgearbeitet zur Verfgung stehen, arbeiten sich die Brgerinnen und Brger schnell in die Problematik ein. So bekommt die ffentliche Hand ein Gutachten von Personen, die ber den Verdacht der Betriebsblindheit erhaben sind. Der zweite groe Vorteil dieser Beteiligungsmethode besteht darin, dass die an der Planungszelle beteiligten Fachleute des Alltags kurzfristig und per Zufallsgenerator ausgewhlt worden sind. Lobbyist_innen drfte das Eindringen in dieses Gremium demnach zwar nicht unmglich sein, aber zumindest schwerfallen.


Die Methode der Planungszellen ermglicht es also einerseits die Einseitigkeit von wirtschaftlichen oder politischen Lobbyinteressen zu verhindern und gleichzeitig durch die aktive Beteiligung von Brgerinnen und Brgern ihre Expertise und ihre Interessen einzubringen. Wrden solche Entscheidungsprozesse mehr Anwendung finden, htten Projekte wie die umstrittene Ausrichtung der Olympischen Spiele in Berlin weit weniger freie Hand.


Katja Kipping ist Mitglied der prager frhling Redaktion und Parteivorsitzende. 2008 erschien von ihr bei ECON das Buch Ausverkauf der Politik  Fr einen demokratischen Aufbruch.




Wählen to go?

Sollte man das Wählen erleichtern? Und wenn ja, wie?




Es gab eine Zeit, in der sich Whlerinnen und Whler schick machten, einen Sonntagsspaziergang absolvierten und danach feierlich im Wahllokal das Kreuz bei der bereits seit dem 18. Lebensjahr untersttzten Partei machten. Diese gute alte Zeit wnschen sich besonders die so genannten Volksparteien zurck. Zum Teil ist dieses besondere Pathos des Wahlaktes ja auch noch nicht verschwunden, sondern hat sich nur in die wohl situierten Viertel zurckgezogen.


Die Realitt kennt auch das andere Bild: Die Wahlbeteiligung sinkt seit Jahren  parallel zur Glaubwrdigkeit von Politik und Parteien, parallel zum Glauben an die politische Gestaltbarkeit der eigenen Lebenswelt. Wer von der Politik keine Verbesserung seiner Situation erwartet, weil er ihr eine solche Leistung nicht zutraut, hat nur wenige Grnde zum Gang ins Wahllokal. Aus diesem Grund whlen oft gerade sozial Benachteiligte weniger. Dabei ist es unerheblich, ob der Politik Eigennutz, Unvermgen, Lobbyhrigkeit oder schlicht das Scheitern nationaler Anstze in einer globalisierten Welt vorgeworfen wird. Einen besonderen Anteil am steigenden Nichtwhleranteil haben darber hinaus Parteien, deren politisches Profil fr Whlerinnen und Whler nicht mehr erkennbar war. Die Nichtwahl ist manchmal genauso gut begrndet wie die Wahl. Wre die Politik besser, dann wre wohl auch die Wahlbeteiligung hher. Hamburgs Innensenator Michael Neumann (SPD) meint dazu, an politischem Desinteresse und mangelnder Wertschtzung fr die Demokratie knnten auch Vereinfachungsvorschlge nichts ndern. Allein schon diese uerung wre ein Grund, ihn abzuwhlen.


Es bleibt jedoch neben den Enttuschten und Protestierenden ein Rest bei den Nichtwhlenden: die Verpeilten, die Gedankenlosen, die Unentschlossenen, die Launigen, die Langschlfer*innen, die Ausflgler*innen, die Behrdenbriefwegschmeienden, die Nichtzeitunglesenden, die Passivierten. Warum sollte man ausgerechnet ihnen entgegenkommen? Die Antwort: Warum nicht? Warum sollte ausgerechnet das Kreuzchen auf dem Wahlschein eine pathetische berhhung bekommen  whrend wir Verwaltung und Staat ffnen, die praktischen Hrden fr Volksbegehren senken und Barrieren fr Partizipation abbauen wollen?


Derzeit werden diskutiert:


Whlen im Internet


Dem hat das Bundesverfassungsgericht leider eine Absage erteilt, da Wahlgang und bermittlung der Stimmen fr jeden und jede zweifelsfrei nachprfbar sein mssten. In der Tat ist nicht nur das Manipulationspotenzial, sondern auch die Strungsanflligkeit hoch. Andererseits: wir machen fast alles wichtige inzwischen online, selbst Geldtransaktionen. Da haben wir keine Scheu, aber bei der Wahlstimme vertrauen wir dem Internet nicht?


Whlen im Supermarkt, in der Fugngerzone oder am U-Bahnhof


Es ist nicht der richtige Weg in unserer Demokratie, das Whlen zwischen Aldi-Regalen erledigen zu wollen, sagt dazu CSU-General Andreas Andi Scheuer. Da ist er wieder, der Komplex derjenigen, die das Wahlkreuz fr etwas ber dem profanen Leben stehenden halten. Das Whlen im Einkaufszentrum knnte klappen, wenn das Problem mit den Wahlhelferinnen und Wahlhelfern nicht wre. Unmglich knnen die Angestellten der Lden und Mrkte die Wahlen berwachen und die Listen abkreuzen. Wrde man die Wahllokale einfach nur aus den Schulen und Gemeindehusern heraus auf die zentralen Pltze mit Publikumsverkehr verlegen, wre vermutlich die Erreichbarkeit fr viele verbessert. Das funktioniert wohl nur in Verbindung mit einer Wahlwoche.
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	Whlen bei Aldi? Kommt nicht in die Tte, findet Scheuer
	Bruno Casonato  (CC BY-NC-SA 2.0)


Wahlwoche statt Wahltag


Mit der Briefwahl existiert praktisch sogar ein Wahlmonat. Davor steht allerdings die Hrde der Anforderung von Wahlunterlagen. In Schweden hingegen wird eine ganze Woche gewhlt und die Erfahrungen damit sind gut. Wenn nicht mehr alle an einem Tag kommen, knnten vielleicht auch fr die berwachung der Wahlen neue Formen gefunden werden. Spannend wre dann nur noch die Frage: Wrden die Menschen montags anders freitags?


Wahlpflicht


Die Wahlpflicht wird schon lnger unter der Abwgung Freiheitsrechte gegen Gleichheitsgewinne diskutiert. Bei einer Wahlpflicht entfiele die Mglichkeit der Nichtwahl als politisches Statement  es bliebe die ungltige Stimme, die allerdings auch gezhlt wird. Ob fr eine Wahlpflicht die Verfassung gendert werden msste, ist strittig. Das Grundgesetz garantiert die Freiheit der Wahl, die nach gngiger Lesart die Nichtwahl einschliet. Ob die Mglichkeit der ungltigen Stimme dazu ausreicht, bleibt ungeklrt. Einige der 19 Lnder mit Wahlpflicht verhngen Geldstrafen, andere  etwa Italien  ahnden Verste nicht. In Ostdeutschland wrde eine Wahlpflicht bei Vielen wohl Erinnerungen an die Wahlpraxis in der DDR auslsen  als mindestens diffuser sozialer Druck durch die Partei die Menschen an die Wahlurnen trieb. Andererseits: Wer Parteien weiter die Schuld zuschieben will, muss sie auch erstmal whlen. Zu Bedenken ist in dem Zusammenhang auch Folgendes: Der Anteil der Einkommensarmen ist besonders hoch unter den Nichtwhlenden. Die Wahlpflicht mittels einer Geldstrafe durchzusetzen wrde somit zu besonderen sozialen Belastungen fhren. Hier lohnt ein Blick nach Italien, wo es zwar eine Wahlpflicht gibt, diese aber nicht sanktioniert wird.


Gre der Parlamente an die Wahlbeteiligung koppeln
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	Parlamentsgre an Wahlbeteiligung koppeln? Dann wird der Bundestag bald seeehr klein
	Originialbild: Manuela Hft (CC BY 2.0)


Diese Idee wurde in der Weimarer Republik schon einmal ausprobiert. Die Kreativitt der Parteien wre herausgefordert, Menschen an die Wahlurne zu bringen. Allerdings schwcht ein kleines Parlament dessen Gewicht gegenber den Regierungsinstitutionen weiter.


Fazit


Wahlen sind heute nur noch ein politisches Statement unter vielen. Mit direktdemokratischen Elementen und neuen Formen der Demokratie in Wirtschaft und Verwaltung sollten weitere Spielarten dazu kommen. Gerade weil Whlen nicht mehr der sakrale Akt von frher ist, sollten wir kreativer mit ihm umgehen  auch wenn dies glaubwrdige und unterscheidbare Politik nicht ersetzt.




Sozialstaat und Wahlbeteiligung



Horst Kahrs
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	Rotes Wien zu Adlers Zeiten ...
	

Der sterreichische Sozialdemokrat Max Adler verffentlichte 1926 fr die Bildungsarbeit seiner Partei den Essay Politische oder soziale Demokratie. Im Zentrum stand die Frage nach den sozialen Voraussetzungen demokratischer Gleichheit. Im Begriff der Demokratie, heit es da, liegt der Gedanke der Freiheit und Gleichheit aller und der Unterwerfung des eigenen Willens nur unter die Selbstbestimmung, nicht aber unter die Bestimmung anderer. Demokratie und Ordnung durch Selbstbestimmung seien dasselbe, weil ja das Individuum eben nur vergesellschaftetes Wesen existiert: Demokratie bedeutet daher auch gar nicht die Freiheit und Gleichheit des einzelnen als isoliertes Individuum, sondern als Glied eines gesellschaftlichen Zusammenhang. Gegenstand der Demokratie sei der Gedanke des Allgemeininteresses, des Gemeinwohls, die ffentlichen oder gemeinsamen Angelegenheiten, an denen alle gleich beteiligt und in gleicher Weise zu schaffen berufen und berechtigt sind. Mit anderen Worten: Demokratie verlange nicht nur, dass alle formal das gleiche Rechte haben, sich zu beteiligen, was Adler politische Demokratie nennt, sondern auch, dass alle gleich beteiligt sind (56-57). Manche Staaten in republikanischer Tradition haben deshalb eine Wahlpflicht eingefhrt, als symbolische Pflicht, sich um die gemeinsamen Belange auch zu kmmern.


Interessiertheit am Ganzen


Folgt man dem Adlerschen Verstndnis, dann steht die Frage nach den gesellschaftlichen Voraussetzungen, an denen alle ein veritables realisiertes Interesse haben sich zu beteiligen. Es ist nur mglich, wenn die Gesellschaftsorganisation, der sie angehren, eine solidarische ist, das heit, wenn in den Lebensbedingungen der einzelnen innerhalb dieser Gesellschaft keine solchen Gegenstze bestehen, welche die Lebenslagen der einzelnen Gesellschaftsglieder gegenstzlich gestalten. Es msse eine Einsinnigkeit in der Interessiertheit am Ganzen fr alle bestehen (58). Der Gegensatz von Eigentum an Produktionsmitteln und Nichtverfgung ber die eigenen Lebensmittel, von Kapital und Arbeit bringt keine ein-sinnige Interessiertheit an den ffentlichen Angelegenheiten hervor. Der formalen Gleichheit entspricht keine soziale Gleichheit in der Sicherheit der eigenen Lebensbedingungen. Vielmehr besteht existentielle Abhngigkeit, weil nicht die Lebensnotwendigkeiten fr jeden Lebenden von Anfang an gesichert sind (36).


Vassalitt der Massen?


Kapitalistische Gesellschaften neigen dazu, die Ein-Sinnigkeit durch Unterordnung unter das Kapitalinteresse herzustellen. Wenn es der Wirtschaft, also den Profiten und Renditen gut geht, geht es auch den Arbeitspltzen gut und zumindest den meisten Gesellschaftsangehrigen. Adler hielt es fr sehr wahrscheinlich, dass der organisierte Kapitalismus fr seine Arbeiter_innen und Angestellten in hohem Mae Verbesserung der Arbeitsbedingungen, Verbilligung der Lebensmittel, Beschaffung anstndiger Wohnungen, ja sogar Einrichtung von Wohlfahrtsinstituten beschaffen kann. Nimmt man noch dazu ein System der sozialen Versicherung (...) so wrde der Arbeiter und Angestellte auch gegen Krankheit und Unfall, gegen Invaliditt und Alter hinreichend geschtzt sein und im Ganzen das Dasein eines gesicherten Beamen haben (140). Wren damit die Voraussetzungen fr soziale Demokratie geschaffen? Im Gegenteil: Allerdings wre dies alles mit vollstndiger Preisgabe seiner freien Selbstbestimmung bezahlt; er htte das Dasein eines gut gehaltenen Lakaien und wahrscheinlich auch die Gesinnung eines solchen (141). Im organisierten und soziale Sicherheit gewhrenden Kapitalismus sah Adler mir Fourier ein neues Zeitalter der Vasallitt der Massen heraufziehen, eine neue Form der Gebundenheit an die Scholle, eine Art kommerziale Feudalitt (139).


Demokratischer Sozialstaat


Worauf Adler abstellt, ist die Wrde, die aus der Selbstbestimmung entspringt und die Grundlage jeglichen demokratischen Selbstbewusstseins, der freien Assoziation, ist. Soziale Absicherung der Existenz allein reiche nicht, wenn sie abhngig sei von der Befriedigung fremder Interessen. Fr Adler stand, am Beginn des republikanischen Zeitalters in sterreich und Deutschland mit freiem allgemeinen Wahlrecht, auer Frage, dass am Ende die kapitalistischen Interessen sich durchsetzen wrden, minoritre Interessen Majoritt bekommen wrden. 90 Jahre spter wissen wir mehr. Denn der Versuch, in Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg gleichwohl einen demokratischen Sozialstaat aufzubauen, ist gescheitert.


Grundgedanke des demokratischen Sozialstaates ist es, durch verfassungsrechtlich geschtzte Rechtsansprche individuelle Sozial-Eigentumstitel fr die persnlichen Lebensmittel zu schaffen und sie durch ffentliches Eigentum dort zu ergnzen, wo die kollektiven Lebensmittel allgemein verfgbar und nicht der individuellen Kaufkraft berlassen bleiben sollen. Anfnglich standen viele dieser Einrichtungen unter demokratischer Selbstverwaltung (Sozialversicherung), unter kommunaler Bestimmung (Wohnungsbau, Schulbau usw.) oder in der Hand von Massenorganisationen wie Kirchen und Gewerkschaften, Wohnungsbaugenossenschaften. Aus eigentumslosen Proletarier_innen werden Besitzer_innen von Sozialeigentum unterschiedlichster Art und Form, die nun, weil sie eigentumsrechtlich ber existentielle Sicherheit verfgen, im demokratischen Prozess als Gleiche gegenber den Eigentmern von Grund, Immobilien und Kapital auftreten knnen.


Das Beispiel NRW: Wahlbeteiligung und Sozialstaatlichkeit
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	Roter Filz: Untersuchungsausschuss "Neue Heimat" zu Kolhls Zeiten
	Bundesarchiv, B 145 Bild-F074340-0035


Im Verlauf der Wahlbeteiligung im Bundesland Nordrhein-Westfalen zeigt sich prototypisch die Geschichte dieses Versuchs. Von 1946 bis 1996 lag die Beteiligung an Kommunalwahlen mit durchschnittlichen 75,1% ber derjenigen bei Landtagswahlen (73,1%), gleichwohl unter derjenigen bei Bundestagswahlen (85,9%)[bookmark: _ftnref1][1]. In den ersten zwanzig Jahren lagen die fr die Bewltigung des Alltagslebens wichtigen Felder zu groen Teilen in kommunaler Hand: Wohnungsbau, Integration von Migranten (Heimatvertriebene), Aufbau der lokalen Infrastruktur unter den Bedingungen der groen Industrie. Wichtige Ressourcen und Handlungshorizonte waren lokal. Ab Ende der 1960er Jahre begann sank die Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen um etwa zehn Prozentpunkte, whrend sie bei Landtags- und Bundestagswahlen teilweise sogar anstieg. In dieser Zeit wurden eine Reihe von Aufgaben entkommunalisiert, kommunale und genossenschaftliche Betriebe attackiert (roter Filz, Neue-Heimat-Skandal), vor allem aber wurden beim Land angesiedelte Aufgaben (Landes- und Raumplanung, auch Bildung als Medium sozialer Aufstiegsmobilitt) bedeutsamer. Auf nationaler Ebene machte der Demokratisierungsprozess im Gesetz ber die betriebliche Mitbestimmung erst kurz vor originren Eigentmerinteressen, den Investitionsentscheidungen halt. Die Verschiebungen in der Wahlbeteiligung erscheinen noch als Reflex auf institutionelle Bedeutungsverschiebungen.


Von Mitte der 1980er Jahre bis zur Jahrhundertwende sinkt die durchschnittliche Beteiligung an Kommunalwahlen kaum noch dafr aber diejenige an den Landtags- und Kommunalwahlen. Dies geschieht vor allem parallel zum industriellen Abbau im Ruhrgebiet und der Niederlage im Kampf um Rheinhausen. Die zentrale Klassenerfahrung dieser Zeit lautet, dass die demokratischen Institutionen die Entwertung von Qualifikation, sozialer Stellung und Einkommen nicht aufhalten knnen und fr existentielle Fragen der eigenen sozialen Nahwelt nicht (mehr) zustndig sind, sondern die Globalisierung, die Mrkte und andere anonyme Mchte. Die wichtigen Einbrche finden in der zweiten Hlfte der 1980er Jahre statt. In den 1990er Jahren stagniert die Wahlbeteiligung auf Bundes- und Landesebene eher, steigt 1998 einmalig an und liegt bei der Bundestagswahl 2005 auf dem gleichen Niveau wie 1990. Die Beteiligung an Landtagswahlen ist weiter leicht gesunken, diejenige bei Kommunalwahlen stark, die Sozialdemokraten verlieren die meisten Grostdte. Letzteres ist vor allem Ausdruck des aktiven wirtschaftlichen Umbaus der Industrie und des Ausbau der Dienstleistungsgesellschaft im Ruhrgebiet. Das Ruhrgebiet differenziert sich, auch in den einzelnen Stdten, aus, verknappt gesagt in einen korporatistisch eingebundenen Kern der Leistungstrger und vielfltige Rnder, denen die Erfahrung des Nicht-mehr-richtig-dazu-gehrens gemeinsam ist. Es gibt in der modernen deutschen Wettbewerbsgesellschaft nicht einmal mehr die stimmige Illusion von Ein-Sinnigkeit. Wahlenthaltung wird zu einem dauerhaften und sich ausbreitenden Phnomen.


Last orders, die letzte Etappe


Die vorlufig letzte Etappe findet zwischen 1998 bzw. 2005 und 2009 statt. Nachdem die demokratische Partizipation Arbeitslosigkeit, Abbau von Arbeitspltzen und Zerstrung vertrauter Lebenswelten nicht verhindern konnte, verabschiedet sich die sozialdemokratische Partei mit den Arbeitsmarktreformen auch ideologisch von der Verteidigung der Gleichwertigkeit der Arbeitnehmer_inneninteressen. Die Entwertung des Sozial- und Kollektiveigentums (Stichworte: Privatisierung, Rentenreform, Riester-Rente) wird mit den Arbeitsmarktreformen ratifiziert.


Mittlerweile gilt es in der deutschen Wahlforschung als gesicherte Erkenntnis, dass die Wahlbeteiligung in allen sozialen Schichten sinkt, vor allem aber entlang der Linien Einkommen und Bildung. Entscheidend sind dabei die soziale Herkunft und die Nachbarschaft, alles Faktoren, die auf generationenbergreifendes und kollektives Verhalten schlieen lassen. Zuletzt hat Armin Schfer nachgewiesen, dass es unter Arbeiter_innen (definiert als Lohnempfnger_innen und/oder ausfhrende Ttigkeiten ohne Weisungsbefugnis oder Selbststndigkeit) noch ein Klassenwahlverhalten gibt: Wie man whlt, hngt weniger eng mit der Klassenlage als in der Vergangenheit zusammen, aber ob man whlt dafr umso strker.[bookmark: _ftnref2][2]


Die Annahme, dass mit wachsender Ausbreitung des Sozialstaates, also einer steigenden Zahl von Transferempfngern, die Wahlbeteiligung sinken wrde, ist ein Irrtum. Das Gegenteil ist der Fall. Die Verlaufsformen sind vielfltig und historisch konkret. Die Rckkehr des Arbeiter-Klassenwahlverhaltens in Gestalt der Verweigerung von oder Gleichgltigkeit gegenber Wahlbeteiligung drckt das Scheitern der sozialstaatlichen Grundierung von demokratischer Gleichheit aus. Alle zentralen sozialstaatlichen Eigentumstitel, die die formale Gleichstellung sozial sichern sollten  einschlielich des Rechts auf Bildung und gleichen Zugangs zu Information und Kommunikation als demokratischen Lebensmitteln  grndeten auf dem Arbeitnehmerstatus und damit auf der fundamentalen Ungleichheit im Kapitalverhltnis. Fr eine gewisse Phase konnte eine Ein-Sinnigkeit in Bezug auf das Gemeinwohl im historischen Kompromiss zwischen Kapital und Arbeit hergestellt werden. Diese gilt inzwischen nur noch fr den korporatistischen Kern der Gesellschaft, fr viele sind die Zugnge verbaut. Das Klassenschicksal wird zur unentrinnbaren Lebenswirklichkeit.


Rechtsgleichheit als gelebte Realitt


Max Adler erinnerte daran, dass die seinerzeit als selbstverstndlich betrachtete formale Rechtsgleichheit dafr Generationen zuvor erkmpft und dann gelebt werden musste. Daran schloss sich die Hoffnung: Wird ja voraussichtlich auch in spterer Zukunft unsere heutige Zeit der konomischen Ungleichheit als etwas ganz Unverstndliches erscheinen, worber man sich erst durch historische Studien wird unterrichten mssen, werden doch kommende Geschlechter es auch als selbstverstndlich finden, da die Lebensnotwendigkeiten fr jeden Lebenden von Anfang an gesichert sind, wie die Luft zum Atmen allen freisteht, und sie werden nicht ohne weiteres verstehen, was es geheien hat, da ein groer Teil der Menschen nicht einfach leben konnte, sondern sich sein Leben verdienen mute (36).


Horst Kahrs ist Sozialwissenschaftler und Mitarbeiter am Institut fr Gesellschaftsanalyse der Rosa Luxemburg-Stiftung mit den Themenschwerpunkten Wahl- und Klassenanalyse, Demokratie und Gleichheit. 


Funoten:


[bookmark: _ftn1][1] Bercksichtigt wurden keine Wahltage, an denen Wahlen auf verschiedenen institutionellen Ebenen gleichzeitig stattfanden.


[bookmark: _ftn2][2] Armin Schfer, Der Verlust politischer Gleichheit. Warum die sinkende Wahlbeteiligung der Demokratie schadet, Frankfurt/New York 2015, S. 144.


Literatur:


Max Adler: Politische oder soziale Demokratie. Ein Beitrag zur sozialistischen Erziehung, Berlin 1926




Fest oder flüssig?!

Liquid Democracy und die Fallstricke des permanenten Plebiszits

Martin Delius


Seit dem Wahlerfolg der Piratenpartei in Berlin im Jahr 2011 ist der Begriff Liquid Democracy oder flssige Demokratie zumindest dem politischen Establishment ein Begriff. In der Piratenpartei als Experiment gestartet, sind das Konzept und seine Implementationen noch lange nicht in der politischen Praxis angekommen. Was knnen wir von der flieenden Demokratie erwarten und wie innovativ ist diese andere Form der Einbettung des Individuums in demokratische Entscheidungsstrukturen wirklich?
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Die flssige Demokratie setzt darauf, dass das Individuum in einem demokratischen Entscheidungsprozess jederzeit die Mglichkeit haben soll, selbst zu entscheiden, ob es direkt oder ber eine Reprsentation beteiligt sein mchte.[bookmark: _ftnref1][1] Konkret geht es also um eine stndige Umverteilung von Stimmgewichten innerhalb einer festen Grundgesamtheit, fr die zunchst das Prinzip der Stimmgewichtsgleichheit gilt. Wenn jede oder jeder Einzelne die Mglichkeit hat, die eigene Stimme an beliebige Teilnehmende in einem System zu delegieren, werden Mehrheitsverhltnisse, Koalitionen und Fraktionen dynamisch: Sie verflssigen sich.[bookmark: _ftnref2][2]


Da mit diesem Prozess keineswegs ein imperatives Mandat an die Delegationsempfngerin verbunden ist, wird ein demokratisches System nach solchen Prinzipien im Grundsatz vergleichbar mit unserem System parlamentarischer Demokratie, die aus festen und demokratischen Parteien gespeist wird. Der Wunsch die flssige Demokratie zur Ergnzung oder Erneuerung der reprsentativen Strukturen zu nutzen, ist also nachvollziehbar, da sich beide Systeme nicht grundlegend widersprechen.[bookmark: _ftnref3][3] Sie haben das gleiche Ziel  die Schaffung einer arbeitsfhigen und legitimiert verantwortlichen Gruppe aus Entscheidungstrgerinnen. Die flssige Demokratie zeichnet sich dadurch aus, dass diese Delegation von Verantwortung und Macht von vielen auf wenige nicht mehr turnusmig oder zu einzelnen Anlssen passiert und dann feststeht, sondern einer stndigen Vernderung unterworfen ist.


Vorteile und Probleme sind so vielfltig wie die mglichen Einsatzgebiete der Liquid Democracy. Allen gemein ist die Verwendung elektronischer Datenverarbeitung, ohne die kein flieender Entscheidungsprozess mglich ist.[bookmark: _ftnref4][4] Die Komplexitt und Dynamik der notwendigen Berechnungen und die Anforderungen an eine transparente Darstellung von Delegationen und Entscheidungsvorlagen lsst sich erst in Zeiten des Internets und entsprechender Software bewltigen. Neben den Vorteilen in Sachen Transparenz und Informationsfluss im liquiden Entscheidungsprozess, bei dem Teilnehmende jeder Zeit die Mglichkeit haben aktuelle Mehrheiten abzuschtzen, Argumente nach ihrer Mehrheitsfhigkeit zu gewichten und themenbezogene Fraktionen zu identifizieren, entstehen Nachteile, die bis an die Grundfesten unseres Verstndnisses eines demokratischen Rechtsstaates gehen. Die wohl disruptivste Erkenntnis ist, dass Entscheidungen aus elektronischen Abstimmungsverfahren nicht den Wahlrechtsgrundstzen des Grundgesetzes entsprechen knnen.[bookmark: _ftnref5][5] Sie knnen nicht gleichzeitig anonym und nachprfbar sein. Eine manipulationssichere Entscheidung mit Hilfe von Liquid-Democracy-Systemen kann also nicht anonym gefasst werden. Grundgesetzkonforme Wahlen sind mit elektronischen Systemen nicht mglich.



	[image: ]
	Anonym UND transparent ist schwer vereinbar
	april-mo  (CC BY-NC-SA 2.0)


Die Konsequenz aus dieser Erkenntnis ist weitreichend. Whrend in der klassischen parlamentarischen Demokratie hohe Anforderungen an die Transparenz von gewhlten Vertreterinnen und Vertreter angelegt werden mssen, gilt gleichzeitig der besondere Schutz politischer Meinungen von Privatpersonen.[bookmark: _ftnref6][6] Deutschland hat gelernt, dass politische Meinungsuerungen und Haltungen nur all zu leicht staatliche Repressionen begrnden knnen. Allein die unsgliche Idee staatlicher Internetzensur der letzten Jahre, zeigt dass wir uns von dieser Gefahr nicht sehr weit emanzipiert haben. Allerdings haben wir gelernt, dass das Private immer auch politisch ist[bookmark: _ftnref7][7] und es gerechtfertigt ist, Transparenz und Offenheit auch von jenen einzufordern, die zum Beispiel im Rahmen von so genannter Brgerbeteiligung in die unabhngigen Entscheidungen gewhlter Vertretenden einzugreifen versuchen. Um die flssige Demokratie und darauf aufbauende Software zum Beispiel fr Beteiligungs- und Entscheidungsverfahren im Bereich der Stadtentwicklung nutzen zu knnen, wie das in Berlin-Tiergarten nach Willen der Bezirksverordneten passiert[bookmark: _ftnref8][8], muss erst akzeptiert werden, dass whrend des Prozesses die Grenze zwischen Mandatstrgerinnen oder Mandatstrgern und Teilnehmenden verschwindet. Alle Teilnehmenden tragen das gleiche Ma an Verantwortung fr die ffentlichkeit und die eigenen politischen Entscheidungen.


Das gilt allerdings fr beide Seiten. Will man faire und verbindliche Beteiligungsprozesse mit flssiger Demokratie konzipieren, mssen klassische reprsentative Strukturen die Exklusivitt der Entscheidungsfhigkeit aufgeben. Beispielhaft hierfr ist das Projekt LiquidFriesland9[bookmark: _ftnref9][9], das die Beteiligung von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises am Kreistag in einer stndigen Liquid-Democracy-Plattform gestaltet. Das Zusammenspiel und die Verbindlichkeit oder Wertigkeit von Eingaben und Voten aus dem Beteiligungssystem ist klar geregelt.10[bookmark: _ftnref10][10] Darin unterscheidet sich diese Form eines Beteiligungskonzeptes nicht von klassischen Modellen direkter Demokratie. Aus der Erfahrung mit der hohen Zahl an Eingaben durch die stndige Verfgbarkeit des Instrumentes - im Gegensatz zur Volksgesetzgebung der Bundeslnder - zeigt sich aber deutlich, wie schwer es dem politischen Establishment oft fllt, abweichende Mehrheiten aus einem solchen System zu akzeptieren. Wird so ein Widerspruch zwischen Willen der Teilnehmenden und anderer legitimierter Institutionen nicht aufgelst, werden Teilnehmende schnell demotiviert und die Beteiligungsverfahren verlieren an Wert.


Dennoch lsst sich feststellen: Eine bessere und zugnglichere Beteiligung mit Liquid Democracy ist mglich. Die Diskussionen, die zum Beispiel in der Piratenpartei um solche Instrumente gefhrt wurden, lohnen die genauere Betrachtung und greifen dem notwendigen gesamtgesellschaftlichen Diskurs vor. Vielversprechende Anwendungsmglichkeiten fr die flssige Demokratie finden sich vor allem in demokratischen Organisationen. Es ist vorstellbar, dass Parteimitglieder aller Parteien nicht nur ber zuknftige Spitzenpersonalien oder Koalitionsvertrge abstimmen, sondern direkt an einzelnen Passagen von Programm und Vertrgen mitarbeiten knnen. Es ist genauso gut vorstellbar, dass die flssige Demokratie die Parlamente selbst erobert und das komplexe Zusammenspiel von Fachpolitikerinnen und -ausschssen, ihren Fraktionen und Themenkoalitionen verflssigt und so eine neue Diskurskultur und Transparenz in die republikanischen Spitzengremien hineintrgt. Ideen gibt es genug. Sie umzusetzen fehlt uns nur noch der Mut.


Martin Delius ist Vorsitzender der Piratenfraktion im Abgeordnetenhaus von Berlin.
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Die NichtwählerIn – eine Typologie

Die einen wollen, die anderen können nicht – wählen




Der/die berzeugungstter*in
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	Sieht nicht aus wie einer, ist aber einer: Rocker! Vorname Rudolf
	

Was hat ein radikaler Christ mit der Anarchistin gemeinsam? Kein Witz: Beide meinen, whlen gehen, geht gar nicht. Im Johannesevangelium steht, die christliche Gemeinde sei nicht von dieser Welt. (Johannes 17) Deswegen beteiligt sich, wer als wirklich bibeltreuer Christ auf Johannes Pfaden wandelt nicht an Weltlichem. Wahlen sind damit genauso tabu wie Revolutionen. Fr Anarchist*innen ist hingegen die Revolution alles und alles andere nichts. Sie folgen Rudolf Rockers Aufruf "Seid aktive Nichtwhler" von 1924. Sie whlen aus berzeugung nicht und schauen auf all jene herab, die es ohne ideologisches Motiv tun. Sie sind mit Rocker der Meinung, da ein Mensch, der nicht whlt, ohne einen gewissen Zweck dabei zu verfolgen, lediglich weil er geistig zu abgestumpft und trge ist, seine Stimme abzugeben, in seiner geistigen Einstellung noch tief unter dem Whler steht!


Der/die Straftter*in


Manch Anarchist hat aber auch schon auf anderem Wege das Recht zu whlen verloren. Denn wer z.B. Kriegsgert zerstrt oder den Bundesprsident verunglimpft, dem droht auch die Aberkennung des aktiven Wahlrechts durch Richterspruch. Im Straf- und Parteienrecht findet sich noch manch anderes Relikt des obrigkeitsstaatlichen Feindstraf- und Ehrenrechts. Wer zu einer Haftstrafe von mehr als einem Jahr verurteilt wird, stirbt zwar heute nicht mehr den brgerlichen Tod, aber er oder sie verliert das passive Wahlrecht auf fnf Jahre. Auch die Mitgliedschaft in einer Partei endet automatisch. Die Grnen wollten dies in den 1980er Jahren nicht akzeptieren und unterhielten angeblich informelle Ortsverbnde in Justizvollzugsanstalten. Aktuell gibt es kaum wahrnehmbare Bestrebungen einer Abschaffung dieser Relikte, so dass auch, wer heute noch ein Kind ist, sich in Zukunft erst nach der Parteikarriere strafbar machen sollte.
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	Nicht schon wieder Spinaaaaaaaaat
	Emiliano Dominici (CC BY-NC-SA 2.0)


Das Kind


Apropos Kinder  die sind Sinnbild fr Wahlrechtslosigkeit. Sie mussten immer fr Analogieargument herhalten, wenn es z.B. darum ging Frauen oder Kolonisierten das Stimmrecht vorzuenthalten. Der Hinweis Frauen und Kolonisierte seien wie Kinder schien selbsterklrend. Nun mag man meinen, dass Kinder ganz andere Sachen bevormundend finden. Wer noch nicht mal whlen kann, ob es Spinat oder Schokoladenkuchen zum Mittag gibt, dem ist wohlmglich pipi-egal, dass nur die Groen kleine Parteien whlen knnen. Altersunabhngig gilt es aber genau hinzusehen, wenn jemand Kindern das Wahlrecht verspricht. Das wollen manche Linken, einige Grne genauso wie der Front National und Manuela Schwesig. Whrend die ersten beiden zumindest die Hchstpersnlichkeit und die Unbertragbarkeit fordern, wollen die anderen ein Familienwahlrecht. Der Trick: Das Recht des Kindes wird kommissarisch durch die Eltern wahrgenommen werden, die Juristin nennt dies derivatives Elternwahlrecht. Das ist ungefhr so, als wrde Frauenwahlrecht heien, dass Ehegatten fr die Ehefrauen abstimmen. Emanzipatorisch ist daran nix.


Der/die Gleichgltige


Den Gleichgltigen ist das ohnehin egal. Und was Herr Rocker (s. oben) von ihnen hlt, das ist ihnen schnuppe. Leider! Wre es ihnen nicht ganz so Wurst, knnten sie eine Person, die keinen deutschen Pass hat und deshalb nicht whlen darf, per Briefwahl abstimmen lassen.


Das wre besser als das Mitlaufen bei Pegida oder Wrgida und noch billiger als Obst bei Eurogida, nmlich kostenlos.


Der/die mit dem falschem Pass
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	Sie sind das Volk, leider!
	Sozialfotografie  (CC BY-NC-ND 2.0)_crop


Apropos Pegida. Mit einem haben sie ja Recht: Wir sind das Volk. Nach einem Verfassungsgerichtsurteil von 1990 kann man gut und gern tausend Jahre im Reich Land leben und sich auf den Kopf stellen. Wem die Staatsbrgerschaft eines EU-Landes fehlt, kann noch nicht mal den Gemeinderatswahl mitwhlen. Im brigen anders als in den Niederlande, Estland, Irland, Dnemark, Litauen, Luxemburg, Slowakei, Slowenien, Spanien, Finnland und Schweden.


Verrckt, oder?


Der/die Betreute


Vorsicht mit solchen diskriminierenden Zuschreibungen! Aber es ist was dran: Ein Teil der Menschen mit geistigen Behinderungen werden im Wahlrecht grozgig ausgeschlossen. Whlen drfen oder nicht richtet sich danach, ob ein Betreuer zur Besorgung aller Angelegenheiten bestellt ist. Werden die Betreuungsangelegenheiten einzeln aufgezhlt, darf man whlen, wenn nicht dann nicht.


Das Kriterium ist einigermaen willkrlich: Ob man in der Lage ist eine Wahlentscheidung zu treffen, hngt schlielich nicht damit zusammen, ob man einen rechtsgltigen Gebrauchtwagenkaufvertrag abschlieen darf. Behindertenverbnde fordern seit Jahren eine Reform. Im Koalitionsvertrag ist vage angedeutet, dass sich in dieser Legislaturperiode etwas tun knne. Bisher hatten CDU und CSU immer gebremst.




Fenster in eine andere Welt

Zum Demokratiepotenzial von Alternativökonomie

Gisela Notz


In den 1970er Jahren sind im Westen der Republik viele Alternativbetriebe und selbstverwaltete Unternehmungen aus politischem Anspruch, in engem Zusammenhang mit der StudentInnen-, kologie- und Frauenbewegung entstanden. Sie wollten demokratische Betriebsorganisationen, humanere Arbeitsprozesse und eine kologisch vertrgliche, gesellschaftlich ntzliche Produktion erreichen. Zum Teil bestehen sie noch heute. Meist haben sie den Anspruch in kollektiven, nicht hierarchischen, nicht patriarchalen Strukturen ebenbrtig unter Normen zu arbeiten und zu leben, die sie sich selbst gegeben haben. Die meisten alternativen Betriebsformen praktizieren neue Mglichkeiten der Partizipation und experimentieren mit weitgehend selbstbestimmten Arbeitsformen. Sie sind Anstze radikaler Kritik an der fremdbestimmten Erwerbsarbeit. Mitarbeitende und EigentmerInnen sind meist identisch und alle Kollektivmitglieder haben im Idealfall ein gleiches Entscheidungsrecht in betrieblichen Belangen. Als Gruppe haben sie den Vorteil, dass sie sich die Menschen, mit denen sie arbeiten wollen selbst aussuchen. Viele haben ein kritisches Verhltnis zu Autoritten, Propheten und Gurus jeglicher Art. Die ersten selbstverwalteten Betriebe waren Druckereien, Verlage und Buchlden. Es folgten kologische und energiepolitische Aktivitten, selbstverwaltete Produktions- und Handelsbetriebe z. B. fr Naturkostlden und Naturtextilien. Viele nahmen sich umweltschonender und energiesparender Techniken an. Berhrungspunkte mit den Gewerkschaften bildeten Erfahrungen mit (versuchten) Betriebsbernahmen durch die Belegschaft und mit Initiativen Alternativer Produktion oder Produktkonversion hin zu sinnvoller, kologisch vertrglicher und auf friedliche Zwecke gerichtete Produktion.
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	Fenster in eine andere Zeit
	Till Westermayer  (CC BY-SA 2.0)


Kommunen als Fenster in eine herrschaftsfreie Welt


Als Beispiel fr gelebte Gegengesellschaften knnen die Kommunen als Experimente fr neue Lebens- und Arbeitsformen betrachtet werden. Kommunen sind das wohl radikalste Demokratiemodell innerhalb der alternativen konomie. Ihnen geht es nicht nur um das gemeinsame andere Wirtschaften. Sie stellen die Partialisierung in Leben und Arbeiten zur Disposition und versuchen in ihrer Alltagspraxis beides zusammenzubringen. Sie ben Kritik am kapitalistischen Wirtschaftssystem und Kritik an der brgerlichen Kleinfamilie als Organisationsstruktur fr Reproduktionsarbeiten. Dadurch gehen auch Arbeitszeit und Freizeit ineinander ber. In Kommunen schlieen sich Menschen mit gleichen oder hnlichen Interessen zu berschaubaren sozialen Einheiten, Lebens- und Arbeitsgemeinschaften, zusammen, weil sie mit anderen solidarisch und ganzheitlich leben und arbeiten wollen, nach eigenen Regelungen und Absprachen.[bookmark: _ftnref1][1] Dazu gehrt eine Auseinandersetzung mit den Schden der modernen Zivilisation, die die Umwelt, aber auch solche, die die zwischenmenschlichen Beziehungen betreffen. Kommunen bilden Gegenkulturen auerhalb von institutionalisierten Betriebsverfassungen und ohne Heiratsurkunden. Sie wollen das Verlangen nach einem wrdevollen Leben, nach demokratischen Arbeitsstrukturen, nach ebenbrtigen Geschlechterverhltnissen und nach freier Ordnung, im Hier und Jetzt verwirklichen.


In Westdeutschland gab die Kommunebewegung an vielen Orten den Impuls, die Idee des befreiten Menschen und der humanen Gesellschaft in subkulturellen Milieus zu verwirklichen. Seitdem entstanden in Stdten und auf dem Lande zahlreiche Kommunen mit dem Selbstverstndnis von Kollektiven gleichberechtigter Mitglieder, die die Isolation der Einzelnen und die Fixierung der Geschlechterrollen in neuen Formen des Zusammenlebens- und Arbeitens auflsen wollten. Kommunen sind keine einheitlichen Gebilde, sie haben viele Gesichter.


Die meisten wollen sich mglichst weit lsen von den Prinzipien der neoliberalen marktwirtschaftlichen Ordnung und der damit verbundenen Warenbeziehungen. Daher betreiben sie einen Teil Selbstversorgung und auch der Tauschhandel mit bestehenden Gruppen floriert, auch wenn sie fr den Markt arbeiten mssen, was ihnen von anderen Alternativen immer wieder zum Vorwurf gemacht wird, kaufen die KommunardInnen fr ihre Kommunebetriebe keine Arbeitskraft von anderen, wie es normale Unternehmer tun. Sie vermarkten nur die eigene Arbeitskraft fr Produkte, die direkt an die EndabnehmerInnen gehen. Alle Produktionsmittel gehren ihnen gemeinsam. Aus diesen kollektiven Besitzstrukturen ergeben sich auch kollektive Entscheidungsstrukturen. Darin liegt das Demokratiepotential. Freilich bringt das Kommuneleben, wie andere Lebensformen auch, Probleme mit sich. Mglicherweise potenzieren sie sich durch die Zahl der Beteiligten, aber die Lsungsmglichkeiten potenzieren sich auch.


Die Kommune Niederkaufungen


Als Beispiel gilt die Kommune Niederkaufungen, eine seit 1986 bestehende links-alternative Kommune in der Nhe von Kassel. Wer dort lebt, hat sich mit den sechs Grundstzen, die sich die Kommune selbst gegeben hat, einverstanden erklrt. Sie sollen hier vorgestellt werden, weil sie Kerninnovationen auf dem Weg in eine radikaldemokratische Gesellschaft darstellen. Sie sind: 1. gemeinsame konomie, 2. Entscheidungsfindung im Konsens, 3. kollektiv selbstbestimmt arbeiten, 4. linkes Politikverstndnis, 5. Abbau kleinfamilirer Strukturen und 6. Abbau geschlechtshierarchischer Arbeitsteilung.


Nachhaltigkeitsprinzip und soziale Absicherung gelten in letzter Zeit als zustzliche Kriterien. Schlielich braucht jeder Kommunarde nur 1/7 Auto und 1/35 Waschmaschine. Andererseits braucht auch niemand auf mehr oder weniger notwendige Gter zu verzichten.


Da auch Theorien und Praxen von Kommunen situativ vieldeutig sind, haben sich die links-politischen Kommunen in den 1990er Jahren zum Netzwerk politischer Kommunen (Kommuja) zusammengeschlossen. 2012 gehrten 32 Kommunen mit ca. 450 Menschen zum Netzwerk.[bookmark: _ftnref2][2]


Freilich gibt es auch in links-politischen Kommunen informelle Hierarchien und mancher Konsens wird eher durch berreden, als durch wirkliche berzeugung erreicht. Oft fhlen sich die besser informierten berfordert, weil sie auch diejenigen sind, die die Informationen geben mssen, whrend andere sich in ihren Beteiligungsmglichkeiten eingeschrnkt und vor vollendete Tatsachen gestellt sehen. Zu traditionellen Entscheidungsstrukturen wollen Kommunen dennoch nicht zurck. Obwohl die zahlreichen Plenumssitzungen Zeit und Kraft rauben und das Konsensprinzip ein Experimentieren mit innovativen Ideen nicht selten unmglich macht.


Es erscheint mig, den Kommunen immer wieder vorzuwerfen, dass sie in ihren Nischen verweilen oder dass sie sich ins private berleben zurckziehen. Schlielich gibt es auch Kommunen  wie z. B. Longo Mai  die an verschiedenen Orten, in verschiedenen Lndern ttig sind. Die KommunardInnen wollten lokal, regional, national und international politisch wirksam werden. Die verschiedenen Longo-Mai-Kommunen kooperieren mit den Bauern in der jeweiligen Nachbarschaft sowie mit lndlichen und stdtischen selbstverwalteten Betrieben und Projekten.


Autor*inneninfo:


Gisela Notz ist Historikerin und Sozialwissenschaftlerin und zudem Redakteurin der Zeitschrift Lunapark 21. Sie ist Herausgeberin des Wegbereiterinnen-Frauenkalenders und Verfasserin von Marx fr SozialwissenschaftlerInnen.


Zum weiterlesen: Gisela Notz: Theorien alternativen Wirtschaftens. Fenster in eine andere Welt, Stuttgart 2012, 2. Auflage
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[bookmark: _ftn1][1]Ganzheitliche Arbeitsvollzge heit, ihre Ttigkeiten umfassen Planung, Ausfhrung und Kontrolle des Produktionsprozesses.


[bookmark: _ftn2][2] www.kommuja.de/meilensteine-der-kommuja/ (letzter Zugriff: 14.2.2015).




Demokratische Schulen

Lernen in Freiheit und Demokratie

Martin Wilke


Wir glauben, dass  wo immer es um Bildung geht  junge Menschen das Recht haben, individuell zu entscheiden, was, wie, wo, wann und mit wem sie lernen, gleichberechtigt an Entscheidungen darber beteiligt zu sein, wie ihre Organisationen  insbesondere ihre Schulen  gefhrt werden, ob Regeln und Sanktionen ntig sind und gegebenenfalls welche.


Resolution der International Democratic Education Conference (IDEC) 2005


Die Gesellschaft hat sich in den letzten 200 Jahren erheblich verndert. Viele einschrnkende Vorgaben, wie Menschen ihr Leben zu leben haben, sind verschwunden. Die Gesellschaft ist insgesamt freier und demokratischer geworden. Die berwltigende Mehrheit der Schulen ist jedoch immer noch unfrei und undemokratisch. Schler*innen werden zwar nicht mehr geschlagen, aber ihnen wird immer noch vorgeschrieben, was sie zu tun und zu lassen haben. Sie knnen ber einen wesentlichen Teil ihres Alltags nicht selbst bestimmen, sondern sind autoritren Strukturen ausgeliefert. Grundrechte wie die freie Entfaltung der Persnlichkeit und Freiheit der Person werden massiv eingeschrnkt.
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	Haben meist nix zu melden - Schler*innen
	Jan Voth  (CC BY-NC-SA 2.0)


Im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert sollten Schulen Menschen hervorbringen, die sich als Fabrikarbeiter eigneten, und Schulen waren selbst wie Fabriken organisiert. Die Schler sollten Anweisungen befolgen und einer Norm entsprechen. Kreativitt und eigene Ideen waren nicht gefragt. In der postindustriellen Gesellschaft des 21. Jahrhunderts hingegen ist nicht Anpassung und Reproduktion auswendig gelernten Wissens gefragt, sondern die Fhigkeit, mit neuen Situation um zugehen und Probleme zu lsen. Kinder, die sich ihre Neugier, ihre Kreativitt und Unkonventionalitt erhalten, werden darin erfolgreicher sein  und haben zugleich eine selbstbestimmtere Kindheit. In demokratischen Schulen werden Kinder und Jugendliche nicht unntig in ihrer Selbstbestimmung eingeschrnkt.


Verbreitung Demokratischer Schulen


Als erste und lteste demokratische Schule gilt die 1921 von A.S. Neill gegrndete Summerhill School in England. In mancherlei Hinsicht radikaler ist die 1968 erffnete Sudbury Valley School im US-Bundesstaat Massachusetts; mittlerweile gibt es weltweit etwa 40 Schulen, die sie an ihrem Modell orientieren und sich daher als Sudbury-Schulen bezeichnen. 1987 grndete Yaacov Hecht die erste demokratische Schule Israels: die demokratischen Schule von Hadera. Mittlerweile gibt es in Israel etwa 25 Demokratische Schulen. In Deutschland wurden ab 2007 sechs Demokratische Schulen gegrndet, zwei weitere entwickelten sich aus bestehenden Freien Alternativschulen. An demokratischen Schulen gibt es blicherweise keine Einteilung in keine Klassen. Schler unterschiedlichen Alters  von 6 bis 16 Jahren  knnen sich nach Belieben mischen. In Sudbury-Schulen reicht die Altersspanne sogar von 4 bis etwa 19 Jahren. Viele Schulen haben nur zwischen etwa 30 und 80 Schlern, einige auch weniger. Schulen mit 400 Schler*innen wie die demokratische Schule in Hadera sind eher die Ausnahme.


Lernen in Freiheit


In demokratischen Schulen entscheiden Kinder und Jugendliche selbst, was sie lernen und wann sie es lernen. Sie werden nicht knstlich motiviert oder manipuliert, Dinge zu lernen, die sie nicht interessieren. Sie sind fr ihr Lernen selbst verantwortlich. Die Schule ist nur dafr verantwortlich Bedingungen zu schaffen, unter denen die Schler*innen gut lernen knnen. Kinder sind von Natur aus neugierig. Sie erkunden ihre Umwelt. Sie wollen, die Welt, in der sie leben, begreifen und sich in ihr zurechtfinden. Sie lernen Laufen, Sprechen und viele andere Dinge  und all dies ohne Unterricht oder Lehrplan. Lernen ist nicht das gleiche wie Unterrichtet-werden. Lernen ist eine Aktivitt des Lernenden, Unterricht ist eine Veranstaltung des Lehrers. Lernen geschieht auf alle mglichen Weisen: anderen zuschauen, sich mit anderen unterhalten, Spielen, Dinge ausprobieren, lesen, im Internet recherchieren, Filme angucken. Ein groer Teil des Lernens ist informelles Lernen. Es folgt nicht einem vorgegebenen Plan, sondern dem Interesse des Lernenden. Was einen nicht interessiert, lernt man nur mhsam. Meist lernt man es nur fr die nchste Prfung und vergisst es bald danach wieder. Dinge, fr die man sich hingegen interessiert, lernt man in einem Bruchteil der blicherweise veranschlagten Zeit, und man behlt sie auch. Die Erwachsenen, die an der Schule arbeiten, verstehen weniger als Lehrer*innen, denn als Lernbegleiter*innen, und bezeichnen sich meist einfach als Mitarbeiter*innen.


Demokratie


Demokratische Schulen sind selbstverwaltet. Das wichtigste Beschluss fassende Gremium ist die Schulversammlung. Sie besteht aus allen Schler*innen und allen Mitarbeiter*innen der Schule. Dabei hat jeder unabhngig von seinem Alter das gleiche Stimmrecht, egal ob er 6, 16 oder 60 Jahre alt ist. Da es an jeder Schule deutlich mehr Schler*innen als Mitarbeiter*innen gibt, sind die Schler*innen potentiell immer in der Mehrheit. Andererseits ist die Teilnahme blicherweise freiwillig, und nur ein kleinerer Teil der Schler*innen nimmt regelmig an der Schulversammlung teil; viele andere entscheiden anhand der Tagesordnung (und ihrer sonstigen Interessen), ob sie teilnehmen, und verlassen die Versammlung, wenn ihr Thema dran war. In den meisten Demokratischen Schulen trifft sich die Schulversammlung wchentlich, in einigen auch zweimal pro Woche. Je nach Umfang der Tagesordnung dauert sie dann zwischen eine Viertelstunde und deutlich mehr als einer Stunde. Eine zentrale Aufgabe der Schulversammlung ist berall die Diskussion und Beschlussfassung ber Schulregeln. So entsteht schnell ein Regelbuch von einigen dutzend Seiten. Dies ist auch Ausdruck dessen, dass Autoritt nicht bei einzelnen (erwachsenen) Personen liegt, sondern in den demokratischen Beschlssen der Schulgemeinschaft. Einige Dinge delegiert die Schulversammlung an Komitees und Zustndige. So gibt es an vielen Schulen ein Besucherkomitee, das sich um Besucheranfragen kmmert, und ein Aufnahmekomitee, das sich mit potentiellen neuen Schlern und deren Eltern trifft, ihnen die Funktionsweise der Schule erklrt und  meist nach einer Probewoche  ber die Aufnahme des Schlers entscheidet.


Je nach Schule gehen die Entscheidungsbefugnisse der Schulversammlung unterschiedlich weit, insbesondere was die Finanzen und Personalentscheidungen angeht. In Sudbury-Schulen wird der gesamte Jahreshaushalt der Schule, inklusive Gebudekosten, Bezahlung der Mitarbeiter und Hhe des Schulgelds von der Schulversammlung beschlossen und  nach Besttigung durch den Trgerverein der Schule  auch von ihr verwaltet. In anderen Schulen liegt die Verantwortung fr die Finanzen beim Trger der Schule. Dieser stellt der Schulversammlung dann ein bestimmtes Budget zur freien Verfgung oder bertrgt ihr die Zustndigkeit fr bestimmte Bereiche. In etlichen demokratischen Schulen entscheiden Schler*innen und Mitarbeiter*innen gemeinsam, welche Mitarbeiter*innen neu eingestellt werden und wer als Praktikant*in an die Schule kommen darf. In einigen Schulen, insbesondere in Sudbury-Schulen, wird jhrlich vor den Sommerferien von der aktuellen Schulgemeinschaft abgestimmt, welche Mitarbeiter*innen im nchsten Schuljahr weiter an der Schule arbeiten drfen. Aus arbeitsrechtlicher Sicht mag das problematisch erscheinen, man kann das Mitarbeiter*innen -Sein aber auch als ein Amt auffassen. Bei Politiker*innen kme auch niemand auf die Idee, Wahlen in Frage zu stellen, weil an der Wahl auch der Arbeitsplatz hngt. Ebenso sorgen die Mitarbeiter*innenwahlen dafr, dass Mitarbeiter*innen die Macht, ber die sie auf Grund ihrer Erfahrung de facto verfgen, nicht missbrauchen.


Rechtssystem


Die Regeln an demokratischen Schulen gelten fr Mitarbeiter wie fr Schler. Bei Versto gegen die von der Schulversammlung beschlossenen Regeln kann jeder  egal ob Schler oder Mitarbeiter  eine Beschwerde einreichen. In einigen Schulen werden Beschwerden direkt in der Schulversammlung behandelt; die meisten Schulen haben jedoch ein eigenes Gremium dafr geschaffen, das sich Justizkomitee, Lsungskomitee, Rechtskomitee, Rechtsversammlung oder Schulgericht nennt. Das Rechtsgremium ist entweder gewhlt oder wird alle paar Wochen per Los besetzt. Der / die Einreicher*innen der Beschwerde und die Person, gegen die sich die Beschwerde richtet, werden eingeladen und jeder schilderte seine Sicht der Geschehnisse. Falls ntig werden auch Zeugen geladen. Wenn klar ist, was passiert ist, wird festgestellt, ob bzw. welche Schulregeln verletzt wurden. Falls dies der Fall ist, knnen Konsequenzen beschlossen werden.


In der Regel haben die Konsequenzen etwas mit der Handlung zu tun: Wer etwas kaputt gemacht hat, muss sich um Reparatur oder Ersatz kmmern; wer gegen die Computerregeln verstoen hat, darf ein paar Tage lang keine Computer benutzen; wer seinen Dreck nicht weggemacht oder sein Zeug nicht weggerumt hat, muss ein paar Minuten gemeinntzige Arbeit leisten. Gegen Urteile, mit denen man nicht einverstanden ist, kann man Berufung einlegen, die dann vor der Schulversammlung verhandelt wird.


Erfolge


Studien ber langjhrige Schler*innen der Sudbury Valley School kamen zu dem Ergebnis, dass ca. 85 Prozent spter studieren; ca. 90 Prozent werden am College ihrer Wahl aufgenommen. Die meisten Absolventen sind mit ihrem Leben und ihrer beruflichen Laufbahn zufrieden. Dies besttigt auch eine Untersuchung ber ehemalige Schler*innen der demokratischen Schule von Hadera; unter ihren Absolventen ist Sarit Hadad, eine der erfolgreichsten Sngerinnen Israels. und Gal Fridman, der erste Gewinner einer olympischen Goldmedaille des Landes. Sie waren erfolgreich, weil sie in ihrer Schulzeit ihren Leidenschaften nachgehen konnten.


Martin Wilke (geb. 1980 in Berlin) war viele Jahre aktiv in der Berliner Kinderrechtsgruppe K.R..T.Z.. Er ist zudem Grndungsmitglied der European Democratic Education Community (EUDEC) und Mitgrnder der Demokratischen Schule X in Berlin-Heiligensee.




Demokratie lernen!?

Jetzt auch in der Schule möglich

Claudia Jobst


Der Alltag eines Kindes bzw. Jugendlichen sieht oft so aus: Ganze fnf Tage hat man die Schulbank gedrckt, in Windeseile Dinge von der Tafel abgekritzelt  dabei natrlich nur die Hlfte verstanden, fr Tests gebffelt, sich bis zum Abend mit den Hausaufgaben geqult, um am nchsten Morgen womglich wieder schlecht gelaunt in die Schule zu gehen. Und das Woche fr Woche, Jahr fr Jahr.


Schule  ein Ort, der bisher nur wenige Gestaltungsmglichkeiten fr Kinder und Jugendliche parat hlt. Ein Ort, dem man erst einmal etwas skeptisch gegenber steht, da er vor Autoritt seitens der Erwachsenen, gespickt mit Regularien und Sanktionen, nur so strotzt und kognitive Inhalte vermittelt, deren Sinn und Zweck man als HeranwachsendeR nur selten versteht. Die Lehrplne geben einen roten Faden vor, den die Lehrer_innen nur selten verlassen wollen, da dies mit zustzlichem Aufwand verbunden ist. Eine Mitwirkung der Kinder und Jugendlichen am Schulalltag ist nur wenig vorgesehen, da auch dies mit Unannehmlichkeiten, Zeitaufwand und ungewohnten Vernderungen verknpft wre. Daher befinden sich viele Schulen in dem Dilemma, dass ihre Schler_innen und oft auch die Erwachsenen nicht gerade mit groer Freude ihren Alltag dort bestreiten.
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	Keine Nullen - freie Alternivschler auf der Strae
	

Um genau dieses Dilemma zu beseitigen und um einen Raum des Miteinanders, des Vertrauens und der Akzeptanz der Vielseitigkeit zu schaffen, grndete sich 1992 aus einer Elterninitiative heraus die Freie Alternativschule Dresden e.V. (FAS). Eine solche Schule unterliegt aufgrund individueller und gesellschaftlicher Bedingungen einer stndigen Entwicklung und Vernderung. Eine Schule trgt immer eine gesellschaftliche Verantwortung, unabhngig davon, ob diese tatschlich wahrgenommen wird oder nicht. Sie soll unser zuknftiges Leben sichern helfen und der nachfolgenden Generation bestehende Normen, Werte und Erkenntnisse vermitteln. Die FAS schafft ein Umfeld, in dem gesellschaftliche Zusammenhnge kritisch hinterfragt werden knnen und Ergebnisse dieser Arbeit in die Gestaltung des Schullebens einflieen. Dazu bedarf es einer flexiblen Struktur, damit sich die Schule ausgeglichen entwickeln kann. Wichtig sind dabei Grundregeln wie Integration, Demokratie, Recht auf Verschiedenheit, Information, Verantwortlichkeit und Solidaritt.


Um genauer zu verstehen, was mit diesen Grundstzen gemeint ist und wie deren Umsetzung im Alltag aussieht, hier ein paar Beispiele aus der alltglichen FAS-Praxis:


Die FAS als Verein entscheidet selbstndig im Rahmen von Mitgliederversammlungen ber die Grundstruktur der Schule. Dazu zhlen neben Konzeptdiskussionen und Finanzentscheidungen auch politische Aktivitten und gemeinsames Feiern. Wichtig in der Ergebnisfindung ist, dass wir nach dem Konsensprinzip handeln. hnliches gilt fr Entscheidungen, die wir im pdagogischen Team treffen. Diskussionen dauern dadurch meist lnger, letztendlich lohnt es aber, sich gengend Zeit und Raum zu nehmen und keine Hauruckfestlegungen zu haben.


Diese Diskussionsatmosphre hat sich auch auf die Kinder und Jugendlichen bertragen. Zu Beginn eines jeden Schuljahres geben sich die Schler_innen in Zusammenarbeit mit den Erwachsenen ein Regelrahmenkonzept inklusive Sanktionen. Weiterhin findet wchentlich ein Gruppenrat statt, wo eben jener Umgang mit den Regeln und mgliche Vernderungen besprochen werden. Vor allem fr die Jugendlichen ist es von enormer Bedeutung, kein Regelwerk bergestlpt zu bekommen, welches sehr viel mehr dazu verleitet, es zu brechen. Und hier sprechen wir nicht nur davon, wie der Umgang mit Handys, dem Verlassen des Schulgelndes und dem Rauchen ist, nein, derartige Entscheidungen betreffen auch den Lehr- und Lernbereich. So lernen die Schler_innen ab der 4. Klasse eigenverantwortlich darber zu entscheiden, wann sie Aufgaben an welchem Ort und mit welchen Lernpartner_innen erledigen. Natrlich gehen die Kinder und Jugendlichen sehr unterschiedlich sowohl mit den Regeln als auch mit dem eigenverantwortlichen Lernen. Als pdagogisches Team haben wir jedoch die Mglichkeit, bei Bedarf Hilfestellung zu geben, so dass die Heranwachsenden in ihrer Selbstndigkeit gestrkt werden.


Allgemein ist festzustellen, dass die Menschen, die mit der FAS zu tun haben, sehr mit der Schule verbunden sind. Die Schler_innen identifizieren sich mit ihrer Schule, kommen sehr gern dahin, wertschtzen das System des Mitmachens und das Vertrauen, welches ihnen entgegengebracht wird. Dies merkt man derzeit an dem Engagement und an Protesten gegen die schlechte Finanzierung von Schulen in freier Trgerschaft, bei denen zahlreiche Ideen fr Aktionen von den Jugendlichen stammen.


Das Mitwirken der Schler_innen am tglichen Leben in und an der FAS ist ein sich stetig bewegender Prozess, welcher auch die eine oder andere Hrde meistern muss. Fr die Zukunft der Kinder ist es von enormer Bedeutung, dass sie lernen, im spteren Leben nicht alles einfach hinzunehmen, sondern dass sie sich einzumischen oder wehren. Denn Demokratie zu lernen und zu leben, ist sinnvoll - das ganze Leben lang!


Claudia Jobst koordinierte ber viele Jahre die Linksjugend Sachsen. Sie arbeitet als Lehrerin an der freien Alternativschule Dresden. 




Verstärker emanzipatorischer Ideen

Über das Konzept offener Politik- und Projektbüros

Jule Nagel


Den Kopierer nutzen? Ins Internet gehen? Einen Raum fr ein Bndnistreffen gegen TTIP reservieren? Support bei der Anmeldung einer Demo fr eine kologische Energiewende bekommen? Eine Petition fr einen Winterabschiebestopp initiieren? Pressearbeit fr eine Initiative von Geflchteten machen? Sozialberatung und Rechtshilfe? Sich gegen Entmietung wehren und organisieren? ... die Palette dessen, was Menschen ins linXXnet fhrt ist breit. In den fnfzehn Jahren ihrer Existenz ist sie immer bunter geworden. Das linXXnet ist inzwischen ein etablierter (Stadtteil)Laden, ein Akteur im politischen Geschehen der Stadt und darber hinaus Quelle emanzipatorischer Projekte und Ideen. Hier wird ber das Grundeinkommen diskutiert und die Inbesitznahme von Brachflchen fr gemeinntzige Projekte supportet. Hier erdachte kreative Wahlkampf-Ideen entfalten sich im gesamten Freistaat wie philosophische Debatten Eingang in Partei-Grundsatzdokumente finden.


Ende der 1990er Jahre haben verschiedene AkteurInnen aus der damaligen PDS das linXXnet als Prototyp seiner Art ins Leben gerufen. Ein offenes Bro sollte es sein, mit Schaufensterscheiben und offener Tr, finanziert aus Mitteln, die mit einem bzw. mehreren Parlamentssitzen verbunden sind. Ein Raum, der demokratische Kultur atmet und das Verstndnis von Partei als geschlossenem, exklusivem Raum berwindet. Der franzsische Soziologe Pierre Bourdieu stand fr den noch heute gltigen Grndungsanspruch Pate, die Vielfalt und Verschiedenheit der Bewegungen nicht zu annektieren oder monopolisieren, sondern [zu] vereinen und [zu] integrieren.
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	Links und nett - das Leipziger linxxnet
	DIE LINKE Sachsen  (CC BY-NC 2.0)


Das linXXnet ist Verstrkerin und Initiatorin fr Basisprojekte und -prozesse, ob innerhalb oder auerhalb der LINKEN. Es verknpft Bewegungen mit Parteistrukturen, ohne aufzusaugen oder vereinnahmen zu wollen. Eine Ermglichungshaltung, praktische Untersttzung durch Ressourcen-Umverteilung, aber auch das kollektive Spinnen von Ideen und konstruktiver Meinungsstreit sind die Pfeiler, auf denen Theorie und Praxis des Projektes aufbauen. Parteibuch oder nicht, spielt fr Kooperation oder Mittun keine Rolle. Die einende Klammer ist es Rume fr emanzipatorische Politik zu erweitern und damit im Kleinen an der Transformation der kapitalistischen Gesellschaft hin zu einer der Freien und Gleichen mitzutun.


Diese Philosophie ist nur authentisch, wenn auch die inneren Organisationsstrukturen sie atmen. In diesem Sinne erprobt das linXXnet auch in seinem Kern flache Hierarchien. Nicht die Abgeordneten, die das Projekt finanzieren, haben das Sagen, oder gar die Partei, sondern die Menschen, die es nutzen und mit Leben erfllen.

Dieses Verstndnis kollektiver physischer und ideeller Rume ist in der Partei DIE LINKE keine Selbstverstndlichkeit. Vielmehr wird all zu oft davon ausgegangen, dass die Partei Dreh- und Angelpunkt politischen Handelns ist. Hinzu kommen Skepsis vor dahergelaufenen politischen AkteurInnen ohne Rechtsform und festgefahrene Organisationsstrukturen. Die Konsequenz: Kooperation auf Augenhhe und damit auch das Nutzbar-Machen von Ressourcen von Partei und Abgeordneten fr bergreifende emanzipatorische politische Anstze wird verhindert.


Der Erfolg des linXXnet zeigt: Wir brauchen einen Mentalittswechsel! Die Partei ist und bleibt kein Selbstzweck, sondern einer von vielen TransformationsakteurInnen. Einer, der mit Privilegien, wie ffentlichem Gewicht, Ressourcen und organisatorischen Strukturen ausgestattet ist, von denen kleine Initiativen oder Einzelne nur trumen knnen.

Es muss darum gehen genau jene Potentiale der Partei fr emanzipatorische Basisbewegungen nutzbar zu machen und damit auch die eigene gesellschaftliche Verankerung zu strken, um dem bestehenden inhumanen Verhltnissen ein vielfltiges und lautes Nein entgegenzuschmettern.


Die ffnung der eigenen Strukturen, seien es nun Bros, konkrete Projekte oder auch Listen zu Wahlen ist in einer Zeit, in der Parteien immer mehr an gesellschaftlicher Bindungskraft verlieren, nicht nur dringend geboten, sondern existentiell. In einer Zeit, in der rassistische Mobilisierungen, der Ausverkauf des ffentlichen und die Vermarktung des Selbst ganz oben auf der Tagesordnung stehen, gilt es die Artikulation und Selbstorganisation von Betroffenen und die Potentiale von visionren gesellschaftlichen Anstzen zu strken.


In diesem Sinne: Lasst uns Verstrker vielfltiger emanzipatorischer Ideen sein! Lets make more linXXnet!


Jule Nagel ist seit 1999 im linXXnet aktiv. Seit letztem Jahr ist sie Landtagsabgeordnete und trotz gelgentlichem Parlamentsoverkills in vielen Strukturen auerparlamentarisch aktiv.




„Keine Geschmacksfrage“

Interview mit Berit Völzmann über ein Verbot geschlechtsdiskriminierender Werbung
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	Berit Vlzmann
	

Berit Vlzmann hat ber die Rechtmigkeit eines Verbots geschlechtsdiskriminierender Wirtschaftswerbung promoviert. Mit der Kampagne PinkStinks setzt sie sich fr ein Verbot diskriminierender Werbung im Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) ein. Prager frhling hat mit ihr ber den Entwurf gesprochen.


prager frhling: Das von Ihnen entworfene Gesetz will geschftliche Handlungen, durch die Marktteilnehmende in diskriminierender Weise angesprochen werden, untersagen. Was heit das konkret?


Berit Vlzmann: Der Gesetzentwurf ist sehr viel differenzierter als ihre Frage vermuten lsst. Die auf den zitierten Satz folgenden Abstze erlutern: Werbung ist geschlechtsdiskriminierend, wenn sie Geschlechtsrollenstereotype in Form von Bildern oder Texten wiedergibt oder sich in sonstiger Weise ein geschlechtsbezogenes ber- und Unterordnungsverhltnis zwischen dargestellten Personen ergibt.


Werbung ist insbesondere dann geschlechtsdiskriminierend, wenn sie 1. Menschen aufgrund ihres Geschlechts Eigenschaften, Fhigkeiten und soziale Rollen in Familie und Beruf zuordnet; 2. sexuelle Anziehung als ausschlielichen Wert von Frauen darstellt oder 3. Frauen auf einen Gegenstand zum sexuellen Gebrauch reduziert. Das gilt insbesondere, wenn weibliche Krper oder Krperteile ohne Produktbezug als Blickfang eingesetzt werden oder der Eindruck hervorgerufen wird, die abgebildete Frau sei wie das Produkt kuflich.


Diese Definition ist auch eine Reaktion auf bisherige juristische Debatten, die sich zwischen zwei Polen bewegt. Die einen sehen geschlechtsdiskriminierende Werbung grundstzlich als Geschmackssache, die anderen als Menschenwrdeverletzung. Beides halte ich fr falsch. Derartige Argumentationen fhren in die Ecke subjektiver Befindlichkeiten oder paternalistischer Ausdehnungen des hchsten Verfassungswertes. Tatschlich handelt es sich bei geschlechtsdiskriminierender Werbung um eine Frage des grundgesetzlichen Gleichberechtigungsgebots. Seit den Novellierungen des UWG in den Jahren 2004 und 2008 wird das UWG zunehmend funktions- und nicht wertbezogen ausgelegt. Die Absichten des europischen Richtliniengebers und die Reichweiten verfassungskonformer Auslegung verkennend, sollen Verbraucher_innen nun allein in ihrer Entscheidungsfreiheit geschtzt werden.


Das Gesetz soll verhindern, dass Werbung nach Gutdnken in geschlechtsdiskriminierend oder nur geschmacklos unterteilt wird. Vielmehr erfolgt die Prfung in zwei Schritten: 1. Was ist zu sehen? 2. Ist das diskriminierend? Fr den zweiten Schritt bietet der Normvorschlag, insbesondere die Fallgruppen des zweiten Absatzes, die ntige Hilfestellung.


pf: Wer knnte gegen diskriminierende Werbung vorgehen?


Berit Vlzmann: Mitbewerber_innen und Verbraucherschutzverbnde knnten mit dem UWG gegen diskriminierende Werbung vorgehen. Das ist sinnvoll, da beide aus unterschiedlichen Grnden ein Interesse daran haben, gegen unlautere Werbung vorzugehen. Verbraucher_innen bemerken Unlauterkeit hufig nicht oder fhlen sie sich durch einzelne Werbekampagnen nicht so stark beeintrchtigt, dass sie den aufwendigen und teuren Weg rechtlicher Schritte auf sich nehmen wrden.


pf: Das UWG soll ja vor allem den unverflschten Wettbewerb schtzen. Wre der Schutz vor diskriminierender Werbung nicht im Antidiskriminierungsrecht besser aufgehoben?


Berit Vlzmann: Nein. Das Antidiskriminierungsrecht hat einen engen Anwendungsbereich und betrifft insbesondere Arbeits- oder sonstige Vertrge zwischen Privaten. Diskriminierende Werbung findet hingegen vor Vertragsschluss statt. Hinzu kommt, dass das UWG zur Regulierung von Werbung geschaffen wurde und die dafr ntigen Werkzeuge  Abmahnbefugnis, Verbands- und Konkurrentenklage  zur Verfgung stellt. Anders als bei Diskriminierungen innerhalb von Vertragsverhltnissen geht es im Rahmen von diskriminierender Werbung nicht um individuellen, sondern um kollektiven Rechtsschutz. Die dafr notwendigen Werkzeuge bietet nur das UWG. Es funktioniert im Bereich unlauterer Werbung bereits seit 1909 sehr gut.


Dieselbe berlegung bezglich des Regelungsortes eines Verbots geschlechtsdiskriminierender Werbung gab es brigens in Norwegen. Auch dort fiel die Entscheidung gegen das Gleichstellungs- und fr das Marktgesetz. Das war 1978, funktioniert seit dem gut und wurde auch nicht mehr verndert.


pf: Der Gesetzentwurf konzentriert sich auf Diskriminierung qua Geschlecht. Warum sind andere Diskriminierungen ausgeklammert?


Berit Vlzmann: Die Fokussierung auf Geschlecht war tatschlich nicht von Anfang an geplant, sondern erfolgte als notwendige Einengung meines Themas erst im Rahmen meiner Promotion.


Der Normvorschlag ist bewusst so aufgebaut, dass der erste Absatz fr smtliche Diskriminierungsmerkmale gilt und neben der Definition geschlechtsdiskriminierender Werbung im zweiten Absatz Raum fr zustzliche Definitionen in weiteren  noch zu schaffenden  Abstzen lsst.


pf: Derzeit ist der hufig kritisierte Werberat fr Beschwerden gegen diskriminierende Werbung zustndig. Was lsst Sie hoffen, dass Richter*innen ein besseres Instrumentarium zum Erkennen von Diskriminierung haben?


Berit Vlzmann: Zum einen ist der Normvorschlag differenzierter als die Verhaltensregeln des Werberats. Zum anderen ziehen Richter_innen zur Auslegung von Gesetzen Kommentare und rechtswissenschaftliche Literatur heran. Sie verlassen sich also nicht allein auf ihr eigenes Gutdnken. Es wird auch nicht immer wieder dieselbe Gruppe von Richter_innen sein, die entscheidet, sodass sich eine Rechtsprechungspraxis und eine Diskussionskultur um das Thema entwickeln knnen. In Norwegen  wo die Norm weniger ausdifferenziert ist  hat diese Ausgestaltung im Rahmen der Rechtsanwendung sehr gut funktioniert. Und schlielich sind Gerichte pluralistischer besetzt als der Deutsche Werberat, der als Selbstregulierungsgremium zudem Richter in eigener Sache ist.


pf: Von Gegner*innen eines Verbots diskriminierender Werbung wird die Meinungsfreiheit angefhrt. Zur Meinungsfreiheit gehrt wohl auch, dass ein Berufssexist wie Mario Barth publizieren darf. Drfte der seine Bcher eigentlich noch bewerben?


Berit Vlzmann: Aber ja! Die Meinungsfreiheit ist eines unserer hchsten Rechtsgter. Dennoch wird sie  wie fast alle anderen Grundrechte auch  nicht schrankenlos gewhrleistet, sondern etwa auch zum Schutz der Jugend, eingeschrnkt. Ein Teil geschlechtsdiskriminierender Werbung fllt bereits nicht unter die Meinungsfreiheit. Das Werbebild eines Autos, an das sich eine nackte Frau lehnt, enthlt bereits keine wertende Aussage, keine Meinung im Sinne des Grundgesetzes.


Geschlechtsdiskriminierende Aussagen von Mario Barth fr andere als seine eigenen Produkte, also etwa fr Mediamarkt, sind Meinungen im Sinne von Art. 5 GG. Ein Eingriff in seine Meinungsfreiheit und in diejenige des werbenden Unternehmens liegt durch ein Verbot also vor.


Dieser Eingriff kann jedoch gerechtfertigt werden. Der Grund dafr ist, dass Meinungsuerungen in der Werbung relativ weit entfernt sind von der Idee der grundrechtlich geschtzten Meinungsuerung: Meinungsuerungen in der Werbung sind, anders als uerungen am Stammtisch oder in der Zeitung, nicht auf eine kommunikative Reaktion des Gegenbers ausgerichtet. Sie sollen in der Regel nicht zu einem gesellschaftlichen Diskurs beitragen, sondern in erster Linie Aufmerksamkeit generieren und Menschen zum Konsum bewegen. Zudem ist Werbung durch ihre massenmediale Verbreitung und ihre auf Beeinflussung ausgerichtete Wirkung nicht ungefhrlich (vor allem auch hinsichtlich der Verfestigung bestimmter Geschlechtsrollenstereotype). In der Regel geht es in der Werbung nicht um die Meinungsuerung, sondern um die Anpreisung einer Ware oder Dienstleistung. Die Meinungsuerung ist dann nur Mittel zum Zweck und damit weniger schtzenswert.


Dies kann natrlich auch anders sein. Ein Beispiel dafr war die Schockwerbung von Benetton in den 1990er Jahren. Wenn tatschlich eine Meinungsuerung vordergrndig ist oder die Werbung selbst sogar Kunst ist, dann berwiegt selbstverstndlich die Kunstfreiheit oder im Einzellfall auch die Meinungsuerung. Dies war meines Erachtens bei Benetton der Fall.


Unser Gesetzentwurf lsst dafr Raum. Im ersten Absatz wird die Unzulssigkeit geschlechtsdiskriminierender Werbung eingeschrnkt, wenn verfassungsrechtlich geschtzte Interessen ausnahmsweise berwiegen. ber diese Ausnahme liee sich auch die Werbung fr Mario Barths Buch lsen. In der Werbung ist ersichtlich, dass es sich um eine Meinung handelt, die er in seinem Buch vertritt. Es geht also gerade um die Werbung fr ein Werk mit (eventuell) geschlechtsdiskriminierendem Inhalt  und nicht fr irgendein Produkt oder eine Dienstleistung. Dies ist klassische Meinungsuerung, hinter der auch eine konkrete Person steht.


pf: Die Online-Petition hat mittlerweile tausende Untersttzer*innen, darunter Mitglieder einer der Regierungsfraktionen. Bleibt es bei der Sympathiebekundung oder gibt es Anzeichen, dass sie den Entwurf einbringen?


Berit Vlzmann: Fr eine Antwort ist es noch etwas frh. Bisher sind wir positiv berrascht ber die vielen Untersttzungsbekundungen  etwa die des Deutschen Juristinnenbundes oder jene mittlerweile 21 MdBs, die mit Bild und Zitat auf unserer Homepage fr uns eintreten. Es gibt ein groes Interesse an dem Thema. Viele Menschen freuen sich, dass endlich etwas in dieser Richtung passiert. Andere bedanken sich, weil sie durch uns erst zum Nachdenken angeregt werden. Auch viele Politiker_innen habe das Thema zum Teil seit Jahrzehnten, auf ihrer Agenda. Von ihnen erfahren wir viel Zuspruch und Dankbarkeit dafr, endlich mit einem konkreten Vorschlag arbeiten zu knnen.


Ja, ich halte es fr durchaus mglich, dass wir den Entwurf einbringen knnen. Jedenfalls aber haben wir die Diskussion um das Thema wieder in Schwung gebracht und viele Menschen sensibilisiert.


pf: Vielen Dank fr das Interview.


Die Fragen stellte Stefan Gerbing.


Zum Weiterlesen:


Berit Vlzmann: Geschlechtsdiskriminierende Wirtschaftswerbung: Zur Rechtmigkeit eines Verbots geschlechtsdiskriminierender Werbung im UWG, Baden-Baden 2015, 327 S., Broschiert, ISBN 978-3-8487-1849-8.




Mama, Du musst zu Hause bleiben

Gendertrouble im Kinderzimmer oder Rollenvorbilder der ganz Kleinen

Katja Kipping
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	Bei Conni ist Weihnachtsbaum schllagen mnnlich connotiert
	

Papa und ich holen dann den Weihnachtsbaum. Du musst zu Hause bleiben, leider. Diese Mitteilung machte mir meine gerade mal dreijhrige Tochter kurz vor dem ersten Advent. Da sie in einem Haushalt aufwchst, in dem die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung (wie ich dachte) weitgehend berwunden ist, wirft solch eine Aussage natrlich Fragen auf. Doch spter beim alltglichen Einschlafritual dmmerte es mir. Schuld war Conni. Conni ist ein kluges Kind und offensichtlich fr meine Tochter ein Vorbild. Wenn Conni einen Adventskalender bastelt, verlangt meine Tochter auch sofort nach einer Schere, auch wenn sie damit nur bedingt umgehen kann. Wenn Conni backen lernt, heit es bei uns zu Hause auch schnell: Backe, backe Kuchen. Und da Connis kleiner Bruder Jakob heit, will meine Tochter nun auch ein Brderchen. In Ermangelung eines echten Geschwisterkindes wird dann halt mal schnell das Kissen zum Bruder Jakob umfunktioniert.


Conni ist die Hauptfigur in einer Kinderbuchreihe, die sich bei uns groer Beliebtheit erfreut. Mit dem Bchlein Conni zieht um haben wir uns auf den anstehenden Wohnungswechsel eingestimmt. Conni feiert Ostern war ihr Lieblingsbuch in der Frhlingszeit. Und bei Conni feiert Weihnachten geht es u.a. darum, wie die Hauptheldin mit ihrem Vater den Weihnachtsbaum schlgt. Da sie beim Baumabholen Platz im Auto brauchen, mssen Mutter und Bruder Jakob zu Hause bleiben.


Und so war meine Tochter nun der Ansicht, auch ich msse zu Hause bleiben, wenn es um den Weihnachtsbaumkauf geht. Ihr diese Idee auszureden, dauerte eine Weile und bedurfte des wiederholten Hinweises, dass wir den Baum ja nicht mit dem Auto sondern mit der S-Bahn abholen.


ber diese vorweihnachtliche Episode wurde herzlich gelacht. Jedoch hat sie mir die Wirksamkeit von Vorbildern vor Augen gefhrt. Jedes Beispiel, jede Geschichte kann schnell normative Kraft entfalten, kann sich in den Kpfen als Selbstverstndlichkeit festsetzen. Und das fngt schon bei den ganz Kleinen an. Das berwinden geschlechtsspezifischer Rollenbilder bei denen die Arbeit im Haus den Frauen und die Arbeit im Sturm der ffentlichkeit den Mnnern zugedacht ist, erfordert viele Manahmen. Sie erfordert aber eben auch Kinderbcher, die den Ballast verkncherter Role Models abwerfen. Kinderbcher, in denen die Geschlechterverhltnisse sich in schnster Unordnung befinden und damit am rechten Platz sind.




Der Grexit, die Medien und ich

Zerrbilder eines Regierungswechsels

Michalis Pantelouris


Es begann mit der allerersten Amtshandlung: Als der neue griechische Ministerprsident Alexis Tsipras direkt nach seiner Vereidigung einen Kranz am Mahnmal fr die Widerstandskmpfer gegen den Faschismus niederlegte, da werteten deutsche Medien das als Affront gegen Deutschland, denn schlielich war dieser Widerstand gegen die hitlerdeutschen Besatzer gerichtet. Tsipras' Leute erklrten die Geste anders: Als Zeichen gegen die Nazis der Goldenen Morgenrte, die ins griechische Parlament eingezogen waren. Diese Erklrung muss nicht stimmen, oder es kann an beiden etwas dran sein, das wird wohl nie wirklich geklrt werden knnen. In Deutschland muss es das aber auch gar nicht: Hier war ohnehin nur eine Erklrung zu lesen. Die Interpretation wird hier gleich zur Tatsache.


Das griechische diplomatische Corps, das der SYRIZA-Regierung sicher nicht nahe steht, rauft sich seit Wochen die Haare, weil pltzlich selbst einfachste Fragen nicht mehr gestellt werden, oder die Antworten nicht durchdringen. So habe Tsipras als erste Gste die Botschafter Russlands und Chinas empfangen. Das wurde als ein deutliches Zeichen an die EU interpretiert. Gleichzeitig erklrten Mitarbeiter des Protokollstabs auch ehemaliger griechischer Ministerprsidenten, das sei schon oft so gewesen, denn anders als zum Beispiel die EU-Partner untereinander gratulieren Russland und China eben per berbrachtem Schriftsatz. Der erste auslndische Anrufer, der durchgestellt wurde, sei im brigen Prsident Obama gewesen. Aber anstatt sich mit mglicherweise vershnlichen Erklrungen aufzuhalten, war man in deutschen Redaktionen schon dabei, die nchste Konfrontation entlang der eingeschlagenen Linie zu konstruieren: Der neue griechische Auenminister Koitzas verwahrte sich dagegen, dass EU-Positionen zu Russland-Sanktionen als einstimmig beschlossen verkndet werden, bevor er zugestimmt habe. So direkt nach der Amtsbernahme mag er berempfindlich reagiert haben, aber das war nicht das Thema in den Medien: Dort war man lngst damit beschftigt, Griechenlands Drohung mit einem Nein zu den Russland-Sanktionen zu verurteilen  eine Drohung, die es auch unausgesprochen nie gegeben hat.
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	Die halbe Wahrheit,  wenn berhaupt ... berichten deutsche Medien, wenn's um Griechenland geht
	Daniel Zimmel  (CC BY-SA 2.0)


Fr mich, der ich mit 40 Jahren genau so alt bin wie die junge Hellenische Republik, verbindet sich wie fr viele Griechen meiner Generation die Hoffnung auf echte Vernderung hin zu einem modernen Griechenland, das transparent und frei von Klientelismus ist, das Korruption bekmpft, Steuergerechtigkeit herstellt und dessen Wirtschaft stark genug ist, damit Menschen ihre Arbeitskraft einbringen knnen und das Land seine internationalen Verpflichtungen erfllen kann. Ich bin einigermaen stolz, dass das Land einen demokratischen Weg gefunden hat nach den Jahren des technokratisch durchregierten Ausnahmezustands, in dem es schon ausweglos schien, dass Whlen in Europa noch einmal etwas verndern wrden. Was mich aber vor allem anderen beeindruckt ist der Mut der Regierung Tsipras, die Wahrheit zu sagen, auch wenn das bedeutet, den schwierigeren Weg zu gehen.


Leider bedeutet es auch, dass noch nie in meiner Erinnerung eine Regierung so oft falsch zitiert oder dargestellt wurde wie diese. Manchmal offensichtlich in bser Absicht, wie bei dem Kommentar des Historikers Thomas Weber fr die WELT, der geradezu groteske Verdrehungen von Fakten prsentiert, um vor allem dem griechischen Finanzminister Varoufakis Judenhass zu unterstellen (ein Argument: Varoufakis verehrt den sterreichischen Sozialdemokraten Bruno Kreisky. Der war zwar selbst Jude, aber kein Zionist. Und berhaupt, Varoufakis: Ein Interview-Schnipsel machte die Runde, in dem er Deutschland zu erpressen schien: Was immer Deutschland sagt, am Ende zahlen sie immer. Hundertfach ging der durch deutsche Medien und fand natrlich Eingang in die politische Diskussion. Dabei sagt Varoufakis im Interview das Gegenteil. Frei bersetzt: Deutschland hrt leider nicht auf, statt nach einer bessere Lsung zu suchen, Geld in ein schwarzes Loch zu werfen. Aber selbst nach einer Klarstellung von Varoufakis verbreitete sich das falsche Zitat weiter. Fr jeden, der sich mehr als zwei Minuten mit den Thesen Varoufakis' aus den letzten Wochen oder Jahren beschftigt, muss vllig klar sein, dass dieses Zitat so wie es genutzt wurde, nicht in sein Denken passt. Insofern kann man vielleicht nicht jedem Journalisten, der es verbreitete, gleich bse Absicht unterstellen. Man muss aber festhalten, dass Journalisten bereit sind, Menschen hauptberuflich ber Aspekte der Weltlage aufzuklren, mit denen sie sich selbst sich nicht lnger als zwei Minuten beschftigt haben. Viel besser als bser Wille ist das am Ende auch nicht, wenn im Ergebnis das Gleiche rauskommt: das fahrlssige Tten von Informationen statt dem vorstzlichen Mord.


Es gab also Grnde, sich verzweifelt die Haare zu raufen ob der Berichterstattung auch in so genannten deutschen Qualittsmedien. In anderen Zusammenhngen wre es lustig, wie oft Varoufakis falsch zitiert wurde, um dann hinterher  nachdem er es richtig stellte  mit der Behauptung konfrontiert zu sein, er rudere zurck. Tatschlich lustig sind die Nachrichten-Videos einer Antonia Schfer auf focus.de, in denen sie zum Beispiel weltexklusiv verknden konnte, Griechenlands Finanzminister wolle den Austritt seines Landes aus dem Euro. Der Satz wurde spter herausgeschnitten. Es sagt wahrscheinlich alles ber den Journalismus bei Focus, dass der Rest des Textes zwar einiger Bezge beraubt ist, aber im Rahmen der dort stattfindenden gesellschaftlichen Aufklrung immer noch funktioniert. Euro-Austritt ja oder nein, das macht dann jetzt auch nichts mehr aus. Die Meinung ber die Griechen steht so oder so. Und ich brauche die BILD-Zeitung nicht einmal zu erwhnen.


Michalis Pantelouris ist gelernter Journalist und lebt in Hamburg. Hauptberuflich beschftigt er sich zwar derzeit mit ganz anderem, nmlich mit Olivenl. Nebenbei betreibt er einen ganz zauberhaften Blog.


Zum Nachlesen:


http://www.welt.de/debatte/kommentare/article136950193/So-judenfeindlich-sind-Tsipras-und-seine-Leute.html


http://misik.at/2015/02/wie-die-springer-presse-yanis-varoufakis-zum-judenfeind-macht


http://www.bildblog.de/62651/im-zweifel-gegen-den-griechen

http://www.focus.de/finanzen/videos/streit-um-schuldenschnitt-dirty-grexit-warum-euro-schreck-tsipras-seinen-kurs-bereuen-wird_id_4448300.html


http://www.stefan-niggemeier.de/blog/20457/griechenland-will-den-euro-verlassen-oder-nicht-oder-ist-auch-egal




Griechenland nach den Wahlen

Eine Chance für einen Politikwechsel in Europa

Axel Troost



	[image: ]
	Mit Syrizas Wahlsieg gibt es vielleicht bessere Rezepte
	Dimitra Tzanos  (CC BY-NC-ND 2.0)


Aus den vorgezogenen griechischen Parlamentswahlen ist das linke Parteienbndnis SYRIZA mit deutlichem Vorsprung als strkste politische Kraft hervorgegangen. Das Votum der griechischen Whler_innen bedeutet in der Tat, dass die Troika nicht fortgesetzt werden kann. Das ist auch eine Chance fr einen Politikwechsel in der Euro-Zone insgesamt. Ein Entgegenkommen von Seiten der anderen Eurolnder knnte der neuen Regierung einen wirtschafts- und sozialpolitischen Neustart ermglichen. Syriza sucht ein Arrangement mit den europischen Regierungen. Die Griechen wollen die Gemeinschaftswhrung behalten, das belegen alle Umfragen. Nicht nur die griechische Linkspartei, sondern die groe Mehrheit ihrer Whler_innen wissen, dass ein Neuanfang in Griechenland nur mit europischer Untersttzung mglich wird.
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	Das ist mehr, als man zum Jahreswechsel hoffen konnte
	Ion Androutsopoulos  (CC BY-NC-ND 2.0)


So betont der griechische Ministerprsident Alexis Tsipras: Ich bin optimistisch, dass wir alles versuchen werden, um eine fr alle Seiten vertretbare Lsung fr unsere gemeinsame Zukunft zu finden. Ich wei, dass die Geschichte der Europischen Union eine Geschichte von Meinungsverschiedenheiten ist. Aber am Ende stand immer der Kompromiss.  Unser Ziel lautet: Respekt fr die Selbstbestimmung der Griechen. Gleichzeitig achten wir auch die Regeln der EU. Wir wollen dieses Gerst ausbessern, wir wollen es nicht einreien.


Gerchte ber Tauschgeschfte machen die Runde: Die Troika, das dreibeinige Kontrollwesen, das ber die Sparanstrengungen in Griechenland wacht, hatte Athen bereits vor die Tr gesetzt. Die Troika knnte nun gegen die Zusage weiterer Reformen getauscht werden, lautet eines dieser Gerchte. Und: Statt Schuldenschnitt knnte es Schuldenerleichterungen geben, etwa durch ans griechische Wachstum gekoppelte Rckzahlungsfristen. Entschieden ist nichts.


Griechenlands Regierungschef Alexis Tsipras sieht es als vordringliche Aufgaben an, die humanitre Krise zu bewltigen, die rezessionsgeschwchte Wirtschaft zu strken  mit einem Kampf gegen Korruption und Vetternwirtschaft und der Einfhrung eines gerechten Steuersystems. Schlielich soll ein Vierjahresplan auf den Weg gebracht werden, der zu einem ausgeglichenen Staatshaushalt fhren soll. Wir wollen der Gesellschaft das Gefhl der Sicherheit und der Wrde zurckgeben, sagt Tsipras. Unsere Aufgabe ist die Schaffung eines europischen New Deal, in dem unser Volk atmen kann und in Wrde leben.


Schon im Wahlkampf hat Syriza kostenlosen Strom und verbilligtes Heizl fr 300.000 bedrftige Familien versprochen. Sie sollen auch Lebensmittelmarken und Freifahrscheine fr ffentliche Verkehrsmittel erhalten. Arbeitsminister Panagiotis Skourletis verkndete im Rundfunk, den Mindestlohn in der Privatwirtschaft von 586 Euro auf 751 Euro anheben zu wollen. Und Ruhestndler_innen, deren Rente 700 Euro oder weniger betrgt, sollen bald eine 13. Monatsrente bekommen.


Syriza will auerdem 300.000 neue Arbeitspltze schaffen. 9.500 Beschftigte, die im vergangenen Jahr auf Druck der Troika ihre Jobs im Staatsdienst verloren haben, sollen wieder eingestellt und die unpopulre Immobiliensteuer abgeschafft werden. Fr Jahreseinkommen von bis zu 12.000 Euro sollen keine Einkommensteuern mehr fllig sein. Syriza beziffert die Kosten dieses Sozial- und Steuerpaket auf elf Milliarden Euro.


Das Geld soll vor allem durch eine entschlossenere Bekmpfung der Steuerhinterziehung hereinkommen. Zustzliche Einnahmen durch einen Umbau des Steuersystems brauchen allerdings eine gewisse Zeit, also mssen die Sofortmanahmen aus den aktuellen Finanzressourcen finanziert werden.


Berlins harte Linie


Die deutsche Bundesregierung ist als neoliberaler Hardliner in der Griechenlandfrage bekannt:



		Sie fordert eine fortgesetzte Rolle von EU-Kommission, Europischer Zentralbank (EZB) und Internationalem Whrungsfonds (IWF) dabei, die Reformen in Griechenland zu berprfen. Bislang sind diese drei zusammengeschlossen in der sogenannten Troika, die in Griechenland wenig berraschend denkbar unbeliebt ist.

		Griechenland soll eine Erklrung abgeben, dass es seinen Zahlungsverpflichtungen gegenber den ffentlichen Glubigern nachkommt.

		Die neue griechische Regierung soll zudem die Unabhngigkeit der griechischen Notenbank, des Finanzstabilitts-Fonds (HFSF) sowie der Statistik- und Steuerbehrden im Land anerkennen.

		Griechenland soll in diesem Jahr darber hinaus einen sogenannten Primrberschuss im Haushalt von drei Prozent sowie im kommenden Jahr von 4,5 Prozent der Wirtschaftsleistung erreichen. Der Primrberschuss bezeichnet den um Zinsdienst und Tilgungen bereinigten Haushaltsberschuss. Die griechische Regierung mchte dieses Ziel gerne verringern auf ein Niveau zwischen 1 und 1,5 Prozent - damit der Staat mehr Geld ausgeben kann.

		Griechenland soll die Zahl der Beschftigten im ffentlichen Bereich wie vereinbart um 150.000 Stellen verkleinern. Die neue Regierung hat bislang angekndigt, entlassene Staatsbedienstete wieder zurckholen zu wollen.

		Auerdem msse Griechenland den Mindestlohn senken und die Renten enger an die Beitragszahlungen koppeln. Auch hier will die Regierung in Athen bislang in die entgegengesetzte Richtung: Sie will den Mindestlohn von derzeit 586 Euro wieder auf das frhere Niveau von 751 Euro anheben.

		Die deutsche Regierung fordert wohl auch weniger Ausnahmen bei der Erhebung der Mehrwertsteuer. Auerdem msse Griechenland Hfen, Energieversorger und Wohnungsgesellschaften privatisieren mit dem Ziel, dadurch in diesem Jahr 2,2 Milliarden Euro einzunehmen.

		Schlielich soll Griechenland die regulierten Strompreise fr Haushalte und kleine Unternehmen den Marktpreisen anpassen.




Die absehbaren Herausforderungen und Schwierigkeiten einer von Syriza gefhrten Regierung sind enorm und der Zeitrahmen eng. Die schnelle Entscheidung fr die Bildung einer Koalitionsregierung mit der rechtspopulistischen Partei der Unabhngigen Griechen ANEL ergibt sich aus der bereinstimmung in der Kritik an dem brutalen Konsolidierungskurs unter strikter Kontrolle der Troika und den Folgen der sechs Jahre andauernden Rezession in Griechenland. Athens neuer Finanzminister Yanis Varoufakis verdeutlichte das glasklar: Unser Land weigert sich mit der Troika zu kooperieren, sagte er nach einem Treffen mit dem Chefkoordinator der Euro-Finanzminister Jeroen Dijsselbloem. Athen verzichte lieber auf die letzte Tranche des laufenden Hilfsprogramms von 1,8 Mrd. Euro und werde nicht mehr mit der Troika zusammenarbeiten. Dafr gibt es gute Grnde.


Bruch mit der Austerittspolitik


Die bisherige Krisenpolitik hat die grassierenden sozialen und wirtschaftlichen Probleme nicht gelst, sondern durch ihre einseitige Ausrichtung auf Austeritt und Whrungsstabilitt erheblich verschrft. Syriza hatte sich deshalb festgelegt: es muss einen Bruch mit der neoliberalen Sanierungslogik geben. Nur die rechtspopulistischen Unabhngigen Griechen pldieren gleichfalls fr einen Neuanfang. Wie belastbar ein solches Bndnis sein wird, wird sich zeigen.


Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann hat mit seiner Bewertung recht: Das Wahlergebnis in Griechenland ist vor allem eine Chance fr einen Neuanfang und damit einen Politikwechsel in Europa. Es muss endlich Schluss sein mit einer Sparpolitik, die vor allem auf dem Rcken der Bevlkerung ausgetragen wird, und in Griechenland wie in anderen Lndern zu skandalsen Lebensverhltnissen gefhrt hat. 800.000 Menschen in Griechenland haben keine Krankenversicherung, ber 50 Prozent der Jugendlichen sind arbeitslos, Sozialleistungen wurden dramatisch gesenkt  aber die Verursacher der Krise werden nicht zur Verantwortung gezogen, sagte Hoffmann. Der politische Kurswechsel der EU muss jetzt eingeleitet werden, in Griechenland und in allen anderen Krisenlndern  weg von Spardiktaten, hin zu Investitionen. Ich erwarte, dass die deutsche Bundesregierung dieses demokratische Wahlergebnis respektiert und Syriza untersttzt, statt wieder wilde Spekulationen zum Euro zu fhren.


Syriza schlgt die Neuverhandlung der Troika-Auflagen vor. Hauptziel ist die Ermglichung eines Programms zur Bekmpfung der humanitren Krise: Versorgung der rmsten Familien mit Elektrizitt, Nahrungsmittelgutscheine, Zugang fr alle zum Gesundheitswesen, verbilligter Wohnraum zur Bekmpfung der Obdachlosigkeit und eine Senkung der Besteuerung von Heizl auf Vorkrisen-Niveau. Dieses Programm wrde jhrlich 1,8 Mrd. Euro kosten.


Eine von Syriza gefhrte Regierung will  so programmatische uerungen des Linksbndnisses  nach den Sofortmanahmen zur Linderung der humanitren Krise in einem zweiten Schritt umgehend ein soziales Investitionsprogramm auf den Weg bringen, mit dem die Arbeitslosigkeit bekmpft und die Wirtschaft wieder in Schwung gebracht werden kann. Ein solches mittelfristiges Programm soll aus inlndischen Mitteln finanziert werden, etwa durch Verbesserung der Steuererhebung und Bekmpfung des Schmuggels.


Tatsache ist aber auch, dass heute 228 Mrd. Euro Forderungen an Griechenland in ffentlicher Hand liegen. Daher ist es nicht berraschend, wenn aus Berlin und Brssel bereinstimmend erklrt wird, dass ein Schuldenschnitt derzeit kein Thema sei. In der Tat ist die griechische Bruttoverschuldung mit zuletzt rund 176% des Bruttoinlandprodukts zwar hoch, aber derzeit nicht allzu drckend: Bei den EFSF-Krediten, die 44% der Gesamtschuld ausmachen, werden erste Rckzahlungen erst 2022 fllig, und bis dann werden auch die Zinsen gestundet. Auch die Konditionen der bilateralen Kredite der Euro-Staaten sind gnstig.


Eine Lsung fr die hohen Kreditschulden drngt nicht in den nchsten Monaten. Entscheidend fr den weiteren Verlauf wird sein, ob die Troika einer teilweisen Korrektur der massiven Krzungen und  auch um den Preis neuer Schulden  einem Programm gegen die humanitre Krise zustimmt.


Whrend die deutsche Regierung den harten Konfrontationskurs beibehlt, wird auch von Teilen der Eliten zugestanden, dass ein einseitiges Krzungs- und Sparprogramm - wie in Griechenland vollzogen - die Probleme nicht gelst, sondern verschrft hat. An die Adresse der vorherigen griechischen Regierungen konstatiert Elmar Broks (CDU): Ich kenne kein Land in Europa, in dem die normalen Brger so von der politischen und wirtschaftlichen Klasse ber 30 Jahre betrogen wurden. Das sei noch nicht wieder in Ordnung gebracht worden. Man kann kein Land in Ordnung bringen, wenn das nur der kleine Mann zu zahlen hat und man erneut an die Senkung der Renten herangeht. Hier mssen Reformen gemacht werden. Und EU-Parlamentsprsident Martin Schulz (SPD) erklrt sich nach einem Treffen mit Tsipras hnlich: Normale Brger in Griechenland haben in den letzten Jahren die Rechnung bezahlt. Es wird Zeit, dass diejenigen, die Geld haben oder es auer Landes gebracht haben, etwas beitragen.


Womglich deutet sich hier der Korridor fr die anstehenden Neuverhandlungen zwischen der neuen Regierung und der EU an.


Die Wahl des Linksbndnisses Syriza ist ein demokratischer Weckruf fr Europa. Die EU muss aus ihren Fehlern lernen, ihr Krisenmanagement berdenken und anpassen.


Axel Troost ist stellvertretender Vorsitzender der Linken und Mitglied im Deutschen Bundestag. In der Memorandum-Gruppe engagiert er sich seit vielen Jahren fr alternative volkswirtschaftliche Expertise jenseits des neoliberalen Mainstreams.




Frühling in Europa

Warum ist der Wahlsieg von SYRIZA ein gutes Zeichen für die Menschen in Europa?
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		Mirko Isaia  (CC BY-NC-SA 2.0)


Europa leidet unter der Austerittspolitik, also einer Politik, die die ffentlichen Ausgaben radikal krzt und gleichzeitig Millionre steuerlich verschont. Diese Politik und zuvor die Rettung der Banken in der Finanzkrise 2008 haben die Staatsverschuldung in Europa in die Hhe getrieben. Der radikale Sozialabbau (Lohn-, Renten- und Sozialkrzungen) und das Kaputtsparen der ffentlichen Infrastruktur haben in vielen Lndern Europas soziale wie konomische Verwerfungen (z. B. eine gigantische Jugendarbeitslosigkeit) zur Folge. Der Wahlsieg von SYRIZA ist dagegen ein deutliches Stoppschild fr diese unsoziale und volkswirtschaftlich unsinnige Politik. Er macht deutlich: Die Menschen in Griechenland und nicht nur dort haben die bankenfreundliche und gesellschaftszerstrende Politik satt. Auch in Spanien und anderen Lndern Sdeuropas gibt es eine hohe Arbeitslosigkeit  besonders der Jugend. Viele verlieren ihre Wohnung und werden ihrer Perspektive beraubt. Italien steht vor dem Kollaps, Frankreich kommt nicht voran. Die Medizin, die Merkel und die Troika verabreichen, ist Gift fr ganz Europa. Sie fhrt sozialpolitisch in die Suppenkche, wirtschaftlich in die Rezension und zu einem massiven Abbau der Demokratie. Der politische Kurswechsel, fr den SYRIZA steht, ist eine groe Hoffnung fr alle Menschen in Europa - auer vielleicht fr die Millionre und Banken. In Griechenland erleben wir, dass die Menschen sich das Recht zu whlen  gegen die angebliche Alternativlosigkeit der Rettungspolitik  genommen haben. Europa geht anders, die politischen Krfteverhltnisse sind vernderbar, eine Alternative ist mglich: Das sind die Signale, die von Griechenland in diesen Tagen ausgehen. Und womglich im Herbst in Spanien bei den Parlamentswahlen besttigt werden.


Haben wir Griechenland nicht schon genug geholfen und jetzt wollen sie noch mehr Geld, ohne was zurckzuzahlen?


Bislang flossen knapp 230 Milliarden an Hilfen (EFSF: 142 Mrd. Euro, bilaterale Kredite von EU-Staaten: 53 Mrd. Euro, IWF: 32 Mrd. Euro). Deutschlands Beitrag liegt bei 53,5 Milliarden Euro. Dieses Geld war aber nicht dafr da, um den Griechen zu helfen, sondern floss zu 90 Prozent wieder in den Finanzsektor. Es ging um das Vertrauen der Finanzmrkte anstatt um die griechische Bevlkerung. Das heit, die internationalen privaten Glubiger  auch deutsche und franzsische Banken, Hedgefonds und Versicherungen, die griechische Staatsanleihen besaen und damit spekulierten  wurden damit zum groen Teil ausbezahlt. Hatte Griechenland im Mrz 2010 ausschlielich Schulden bei privaten Kreditgebern, liegen heute ber 80 Prozent der Schulden bei ffentlichen Institutionen. So wurden Griechenlands Schulden sozialisiert  von privat zu ffentlich.


Wie hoch sind Griechenlands Schulden und muss die neue Regierung im laufenden Jahr berhaupt welche zurckzahlen?


Griechenlands Schulden liegt derzeit bei rund 320 Milliarden Euro. Nur zum Vergleich: Deutschland hat ber 2.000 Milliarden Euro Schulden. Entscheidend ist aber das Verhltnis zur Wirtschaftskraft, das die Schuldenquote angibt. Die liegt bei Griechenland bei ber 170 Prozent (Deutschland unter 80 Prozent), zu Beginn der Krise 2010 lag sie noch bei etwa 120 Prozent  also ein Anstieg trotz (oder gerade wegen) der rigorosen Sparerei. Weil die griechische Wirtschaft in den vergangenen vier Jahren um rund 25 Prozent eingebrochen ist. Umgekehrt heit das aber auch, dass die Schuldenquote sinken kann, auch wenn der Schuldenberg nicht kleiner wird  vorausgesetzt, die Wirtschaft wchst.


Ja, die griechische Regierung muss dieses Jahr rund 20 Milliarden Euro umschulden. Das heit die Rckzahlung alter Schulden wird fllig, dafr brauchen sie aber neues Geld (an sich ein ganz gewhnlicher Prozess, auch Deutschland muss jedes Jahr 300 Milliarden Euro umschulden). Die Bundesregierung hat zuletzt in der Debatte um den Schuldenschnitt immer betont, dass Griechenland erst ab dem Jahr 2020 beginnen muss, die Hilfskredite zurckzuzahlen. Dabei ging aber unter, dass ein IWF-Kredit von 8,5 Milliarden und kurzlaufende Staatsanleihen (sogenannte T-Bills), die teils von griechischen Banken und internationalen Groinvestoren gehalten werden, in diesem Jahr fllig werden. Insgesamt also 20 Milliarden Euro, die Griechenland bedienen muss.


Ist Griechenland ohne weitere Finanzhilfen bald pleite? Was ist der Ausweg?


Die letzte Tranche der Hilfskredite aus dem EFSF (1,8 Mrd. Euro) und des IWF (3,5 Mrd. Euro) wird derzeit zurckgehalten und erst ausgezahlt, wenn sich Griechenland und die Troika einigen. Darum geht es SYRIZA aber nicht. Sie lehnen die unsozialen Kreditauflagen der Troika ab und wollen die Krzungspolitik beenden.


Die laufenden Staatsausgaben sind fr Griechenland derzeit kein Problem, diese knnen sie aus den Einnahmen selbst finanzieren. Aber wie schon oben gesagt, muss Griechenland rund 20 Milliarden Euro umschulden. Das heit, Zinsen und Tilgung von Altschulden werden fllig, dafr muss sich Griechenland Geld leihen.


Und hier wird es kompliziert: Genau darber wird verhandelt, wie Griechenland an das kurzfristig bentigte Geld kommen kann. Der griechische Finanzminister kndigte an, wieder kurzlaufende (meistens nur wenige Monate) Staatsanleihen (T-Bills) im Wert von fast zehn Milliarden Euro ausgeben zu wollen, um whrend der Zeit der Verhandlungen liquide zu bleiben. Dafr msste aber die gegenwrtige Obergrenze von 15 Milliarden Euro erhht werden. Hierfr msste Griechenland jedoch die Erlaubnis der EZB erhalten, die darauf besteht, dass Griechenland die Auflagen der Troika erfllt.


Ein Ausweg wre  und darum geht es der griechischen Regierung derzeit  ein berbrckungsprogramm bis Ende Mai (Finanzminister Varoufakis), mit dem sie die notwendigen Umschuldungen bewltigen und bis dahin ihr Sofortprogramm umsetzen knnen. Anschlieend sollen hhere Steuereinnahmen durch die Bekmpfung von Korruption und Steuerhinterziehung und eine wirtschaftliche Erholung durch ein Ende der Krzungspolitik die Situation in Griechenland verbessern.


Muss Griechenland nicht die Vertrge einhalten, die geschlossen worden sind?


Pacta sunt servanda, heit es jetzt oft: Vertrge sind einzuhalten. Ja, aber welche Vertrge denn bitte schn? Als Mitglieder der Europischen Union ist Griechenland an die Europischen Vertrge gebunden. Sie enthalten die Demokratie und die Gewhrleistung sozialer Menschenrechte. Das heit: Es muss mglich sein, dass eine Regierung auch eine andere Art der Haushaltspolitik betreiben kann. Die griechische Regierung ist ebenso verpflichtet die sozialen Menschenrechte zu gewhrleisten, wie etwa Gesundheitsversorgung oder ein funktionierendes Justizsystem. Die Auflagen des Troika-Programms bewegen sich aber jenseits des europischen Rechts. Es sind aufgezwungene Vereinbarungen. Das wissen wir zwischenzeitlich durch einen bekannt gewordenen Mailwechsel zwischen dem ehemaligen Premierminister Antonis Samaras und Vertretern der Troika)  oft ausdrcklich am griechischen Parlament vorbei. Sie unterlaufen die sozialen Menschenrechte und die Demokratie. In diesem Sinne gilt: Die griechische Regierung muss die Vertrge einhalten und zwar zuallererst die Verfassung der Europischen Union, nicht die europarechtswidrigen Vereinbarungen der alten Regierung mit anderen Regierung. Nicht die neue griechische Regierung gefhrdet das europische Recht, sondern die deutsche Bundesregierung: Sie umgeht mit ihren Vereinbarungen das europische Recht und zwingt andere Staaten dazu Kernbestandteile der europische Verfassung zu unterlaufen.


Zahlen wir am Ende wieder nur drauf oder wrden auch Deutschland und ganz Europa von einem Kurswechsel in Griechenland profitieren?


Es ist ein Irrtum, dass Deutschland bislang draufgezahlt und tatschliche Verluste in der Euro-Krise machen musste. Denn es wurden keine Hilfen  im Sinne von Geschenken  an Griechenland und andere Staaten berwiesen, sondern Kredite. Aus dem ersten Rettungsprogramm hat Deutschland beispielsweise Zinszahlungen in dreistelliger Millionenhhe erhalten. Hinzu kommt, dass Finanzminister Schuble vermutlich niemals die schwarze Null htte vorlegen knnen ohne die Euro-Krise. So paradox es klingt, der Bundeshaushalt profitierte in den vergangenen Jahren erheblich von den niedrigen Zinsen auf deutsche Staatsanleihen. Musste die Bundesregierung beispielsweise im Jahr 2010 noch fast 40 Milliarden in den Schuldendienst (also Zinszahlungen und Tilgung) stecken, sind es 2015 nur rund 27 Milliarden Euro.


Zudem wrden Deutschland und ganz Europa von einem Kurswechsel, der von Griechenland ausgeht, profitieren. Denn eine wesentliche Ursache der Euro-Krise war und ist, dass die grte Volkswirtschaft in Europa seit Jahren eine einseitige Exportstrategie verfolgt, die auf stagnierende Reallhne und einen riesigen Niedriglohnsektor setzt. Die Exportberschsse Deutschlands sind aber die Auslandsschulden der anderen, innerhalb einer Whrungsunion stellen solche Ungleichgewichte groe Probleme dar. Das heit nicht, dass Deutschland absolut weniger exportieren soll: Es geht um die Nachfrage hierzulande durch hhere Lhne und hhere ffentliche Investitionen in die Infrastruktur. Im Zusammenhang mit einem wirtschaftlichen Aufbauprogramm fr Europa und speziell fr den Sden (finanziert durch eine Abgabe und Steuern fr Millionre) und einem Ende der desastrsen Austerittspolitik wrden alle profitieren. Und Griechenland kme auch in die Lage, berhaupt einen Teil seiner Schulden zurckzahlen zu knnen.


Sowohl CDU-Politiker wie Finanz-Experte Ralph Brinkhaus als auch der Prsident des Europischen Parlaments Martin Schulz (SPD) wnschen sich, dass SYRIZA fortan die griechischen Millionre besteuert und Steuerhinterziehung bekmpft. Da stellt sich doch die Frage, warum die Troika, die sehr detaillierte Vorgaben u.a. zu Entlassungen machte, das Naheliegendste, eine Millionrsabgabe, nicht forderte. Allein daran zeigt sich: Die Troika war und ist kein neutraler Verwalter einer generellen Sparpolitik, sondern sie macht Politik im Interesse der Banken und Millionre.




Der Krieg und die Linke

Zur Lage der emanzipatorischen Linken in Russland und der Ukraine

Ute Weinmann


Drastisch gesprochen sorgte der mit russischer Untersttzung gefhrte Krieg in der Ukraine zumindest hinsichtlich der emanzipatorischen Linken in Russland fr einen begrenswerten Nebeneffekt: Er hat die Spreu vom Weizen getrennt. Endgltig oder jedenfalls auf absehbare Zeit. Dabei sind seit Beginn des Maidan und auch nach Einsetzen der Kampfhandlungen im Donbass keine grundstzlich neuen Konfliktlinien aufgetreten, aber die bereits bestehenden haben sich so sehr vertieft, dass sich schier unberwindliche Grben innerhalb der im weitesten Sinne sich als links positionierenden Krfte auftun. Aber nicht immer beschrnken sich Differenzen auf unterschiedliche Organisationen und politische Zusammenhnge.


Was den offenen oder indirekten Untersttzern der von so manchen Linken als Vorposten im Kampf gegen den amerikanischen Imperialismus oder Wahlweise der ukrainischen Oligarchie interpretierten Volksrepubliken Optionen fr neue Bndnisse insbesondere in der extremen Rechten beschert, fhrte bei emanzipatorischen Krften der Linken im Zuge des eskalierenden Kriegsgeschehens gelegentlich zu internen Zerwrfnissen. So finden sich beispielsweise bei der Autonomous Workers Union (AST), die sich vor einem Jahr durch eine kritisch-solidarische Haltung gegenber der Maidan-Bewegung hervortat, heute unterschiedliche Einschtzungen hinsichtlich des militrischen Vorgehens der Kiewer Zentralregierung gegenber den Abtrnnigen im Osten. Die AST spricht sich gegen eine Zwangsmobilisierung zum Fronteinsatz und eine Verkrzung der Wehrpflicht aus. Gekmpft werden soll auf freiwilliger Basis. Was jedoch die Notwendigkeit einer militrischen Verteidigung ukrainischen Territoriums anbelangt bzw. die persnliche Prferenz zugunsten oder gegen die individuelle Beteiligung an Kampfhandlungen, stehen sich diametral entgegengesetzte Positionen gegenber.


Dabei sieht sich die ukrainische Linke mit einem gesellschaftlichen Klima konfrontiert, das es noch schwieriger als whrend des Maidan macht, vom Mehrheitsdiskurs abweichende kritische Positionen offen zu formulieren und sich damit Gehr zu verschaffen. Noch komplizierter ist die Situation fr Linke oder anarchistische Gruppen im Donbass. Wer sich mit kritischen Tnen bei den derzeitigen Machthabern unbeliebt macht, muss mit erheblichen Konsequenzen rechnen. So mancher Aktivist richtet sich deshalb im Untergrund ein, andere haben die Region verlassen.


Die kriegsbedingte patriotische Grundstimmung formiert oder deformiert in gewisser Weise auch den Diskurs zwischen emanzipatorischen Gruppieren oder einzelnen Vertreter_innen. Zwistigkeiten zwischen der ukrainischen und russischen emanzipatorischen Linken bleiben nicht aus. Aufgrund der Vielzahl an schockierenden Ereignisse rund um das Kriegsgeschehen, die die Grundfeste der ukrainische Gesellschaft vllig auf den Kopf gestellt haben, dominiert auch im aktivistischen Kreisen eine von Emotionen geleitete Wahrnehmung und Reaktion. Das hat zur Folge, dass selbst geringfgigste Differenzen pltzlich in eine ungemeine Wucht umschlagen und ihre ursprngliche Bedeutung ber alle Maen ansteigt. Aus diesem Grund scheint die Erreichung eines Konsens, den es fr gemeinsame Erklrungen und Handeln bentigt, fast unmglich, was die Gefahr einer Depolitisierung der Debatten in sich birgt. Ein vorbergehender Ausweg mag in dem Versuch bestehen, sich zunchst soweit als mglich auf Allgemeinpltze zu beschrnken, um berhaupt Gemeinsamkeiten zu finden.


Aber die unterschiedlichen nationalen Perspektiven und Diskurse lassen sich eben nicht vllig ausblenden und kommen nicht zuletzt auf der symbolischen Ebene zum Tragen, wenn beispielsweise als Solidarittszeichen mit der Ukraine das Schwenken einer ukrainischen Fahne eingefordert wird. Immer wieder geuerte Erwartungen an russische Aktivist_innen, der russischen Kriegsmaschinerie eine konsequente Antikriegsrhetorik und entsprechende Aktionen entgegenzusetzen, bleiben grtenteils unerfllt. Die Bildung eines gruppenbergreifenden Antikriegsblock auf der Moskauer Demonstration gegen den Krieg in der Ukraine am 21. September 2014 scheiterte an der ursprnglichen Intention nicht zuletzt aufgrund der desolaten Lage, in der sich die russische emanzipatorische Linke befindet. Seit Wladimir Putins Rckkehr ins Prsidentenamt ist der Raum fr Politik von unten derart geschrumpft, dass man nicht einmal mehr von einer Defensive linker Krfte sprechen kann. Persnliche Aversionen und Animositten berdecken dabei hufig politische Beweggrnden bei der eigenen Positionierung. Die eigene politische Macht- und Konzeptionslosigkeit gert zur Falle.
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	Nein zum Krieg - Demonstrantin auf Anti-Kriegs-Demonstration in Moskau
	Albina Mochryakova  (CC BY-NC-SA 2.0)


Durch die Ukraine-Krise verschrfte sich in Russland die ohnehin vielerorts zu beobachtende Apathie angesichts der sich immer weiter einschrnkenden Handlungsoptionen und massiver Gngelung durch den Staatsapparat. In der Ukraine steht der Umgang mit praktischen Fragen im Vordergrund, beispielsweise die Versorgung von Flchtlingen aus dem Donbass, was fast schon eine Massenbewegung Freiwilliger hervorgebracht hat und die ukrainische Gesellschaft in ihrem Selbstverstndnis sichtbar beeinflusst. Das hat auch Auswirkungen auf die emanzipatorische Linke. In Russland bleiben diese Form des Agierens auen vor, dafr keimt durch die sich verschrfende Wirtschaftskrise die Hoffnung auf ein aktiveres Protestverhalten der Bevlkerung auf. Das scheint sich einerseits in der Praxis zu besttigen, aber dass der Staatsapparat nicht unbeteiligt bleibt, zeigt u.a. die kurzfristige Absage einer zuvor genehmigten Demonstration in Twer Mitte Februar. Die von Massenentlassungen unmittelbar bedrohte Belegschaft eines Waggonbaubetriebes hatte die grten Arbeitnehmerproteste seit Jahren angekndigt.


Gerade im Aufgreifen einer klar sozial ausgerichteten Agenda finden sich Ansatzpunkte fr eine emanzipatorische Politik in der sich ber kurz oder lang auch die ukrainische und russische Linke wieder unvoreingenommen nher kommen knnen. Erste Schritte in diese Richtung sind gemacht, wenngleich davon von Auen bislang kaum etwas zu sehen ist.


Ute Weinmann lebt seit 1999 Moskau. Sie arbeitet als freie Journalistin und ist Autorin von Opposition gegen das System Putin. Auf ihrem Blog schreibt sie regelmig ber Migration und Rechtsextremismus in Russland, in letzter Zeit aber auch vermehrt ber den Krieg in der Ukraine.




Ungenießbar

Démocratie à la fra Françafrique

Bernhard Schmid


Frankreichs Regierungen sind um Demokratie und Menschenrechte auf dem afrikanischen Kontinent bemht. Zumindest proklamieren sie dies bei jeder Gelegenheit. Man kann ganz fest daran glauben. Wer sich fr die Wirklichkeit interessiert, sollte allerdings auf die Taten schauen. Am 14. Februar 2015 verkndete Frankreichs Innenminister Bernard Cazeneuve in der marokkanischen Hauptstadt Rabat, in nchster Zukunft werde seine Regierung einen Staatsbrger Marokkos mit der Lgion dhonneur, einer Art franzsischem Pendant zum deutschen Bundesverdienstkreuz, auszeichnen. Bei dem Geehrten handelt es sich um den marokkanischen Nachrichtendienstchef Abdellatif Hammouchi. Von ihm war im Vorjahr in Frankreich viel die Rede gewesen. Eine Justizbehrde hatte es gewagt, im Februar 2014 ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen Hammouchi  der sich in Frankreich aufhielt  einzuleiten. Es ging um handfeste Foltervorwrfe, die u.a. von einem franzsisch-marokkanischen Staatsbrger erhoben wurden. Daraufhin liefen die Telefone zwischen den Staatsapparaten hei. Die Kooperation der Justiz beide Lnder wurde von marokkanischer Seite ausgesetzt.
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	Wunschtraum: Kein Diktatorenempfang im Prsidentenpalast
	matelo971 (CC BY-NC-SA 2.0)


Seit Februar 2015 sind die Beziehungen wieder gekittet. Von Strafverfolgung ist keine Rede mehr, stattdessen von der alsbald zu verleihenden Medaille. Am Tag nach der Ankndigung nahmen Zivilpolizisten in der Hauptstadt Rabat den Sitz der marokkanischen Menschenrechtsvereinigung AMDH auseinander. Jean-Louis Perez und Pierre Chautard, zwei franzsische Journalisten, die sich zu dem Zeitpunkt dort aufhielten, um einen Film ber Wirtschaft und Korruption in Marokko zu drehen, wurden festgenommen und umgehend abgeschoben. Ihr Material bleibt beschlagnahmt. Das franzsische Auenministerium erklrte ausdrcklich, dass es nicht protestieren wolle. Die Dinge (mit Marokko) sind dabei, wieder ins Lot zu kommen, wir sind nunmehr der Zukunft zugewandt erklrte ein Sprecher. Fast zeitgleich wurde in Kairo, in Anwesenheit des franzsischen Verteidigungsministers Jean-Yves Le Drian ein greres Rstungsgeschft unterzeichnet. Vierundzwanzig Kampfflugzeuge vom Typ Rafale werden knftig an das gyptische Regime geliefert, welches gerade die letzten Reste der Revolution von 2011 zertritt und die ProtagonistInnen einsperrt.


Das sind nur einige Schlaglichter aus Frankreichs Auftreten in seinem Hinterhof sdlich des Mittelmeers. Im subsaharischen Afrika  vor allem in den offiziell franzsischsprachigen Staaten West- und Zentralafrikas  fllt dies noch erheblich krasser aus. Denn die arabischsprachigen Lnder haben durch ihre Beziehungen untereinander und zu den arabischsprachigen lfrderlndern ein greres Gewicht. Die subsaharischen Staaten werden hingegen oft von reinen Marionettenregimes regiert.


Cherchez lerreur!


Frankreichs Auenminister Laurent Fabius hat seinem Konzept den Namen diplomatie conomique, Wirtschaftsdiplomatie, gegeben. Sie soll die Interessen franzsischer Unternehmen gegenber Unternehmen aus anderen Lndern vertreten. Fhrende Firmen Frankreichs, darunter brsennotierte Konzerne wie TOTAL (Erdl) und Bouygues (Beton, Mobiltelefone) oder auch der Mischkonzern von Vincent Bollor (Transport, Infrastruktur; Besitzer oder Pchter mehrerer Tiefwasserhfen in Westafrika), verdanken dem afrikanischen Kontinent einen betrchtlichen Teil ihrer Extraprofite.


Dem gegenber wird mitunter eingewandt, das veraltete Konzept des Neokolonialismus oder des franafrique sei doch berholt. Durchschnittlich erzielten franzsische Wirtschaftsunternehmen nur noch zwei Prozent ihres Umsatzes mit Afrika. Dies stimmt nur dann, wenn man vergisst, dass der fr die dort ausgebeuteten Rohstoffezu einem Preis verkauft werden, der bereits die extreme Abhngigkeit in einem ungleichen Handel widerspiegelt. Erschwerend kommt hinzu, dass die in aller Regel nicht vor Ort, sondern erst in Europa weiterverarbeitet werden und z.T. in Form von Fertigproduktion nach Afrika zurckkehren. Der mittelafrikanische Staat Niger lieferte in den letzten Jahren durchschnittlich 37 bis 38 Prozent des Urans fr die franzsischen Atomkraftwerke. Ein Atomprogramm mit derzeit 58 im Betrieb befindlichen Reaktoren, das im Vergleich zu anderen Industrielndern von riesiger Dimension ist. Der franzsische Nuklearkonzern AREVA frdert seit den 1970er Jahren Uranmetall im Norden Nigers. Das Land zhlt heute zu den drei rmsten Staaten des Planeten. Cherchez lerreur! Finden Sie den Fehler im System!


Manchmal zittern afrikanische Autokraten, wenn Politikwechsel in Frankreich anstehen. 2006/2007 war dies der Fall. Nicht weil ein Kurswechsel gedroht htte, sondern weil der neoliberale Konservative Nicolas Sarkoz, damals Innenminister, spter Prsident in Bamako offenherzig erklrt hatte, Frankreich bentige Afrika nicht lnger. Seine von manchen radikalen Wirtschaftsliberalen geteilte These: Die Fortfhrung der bisherigen franzsischen Afrikapolitik in neokolonialer Tradition kostet wesentlich mehr Geld, als es einbringt. Teure klientelistische Netzwerke und der Betrieb von Militrbasen sind teuer. Auch wenn die Zahl von Letzteren wegen heute bestehenden technologischen Mglichkeiten sinkt. Die rund 5.000 auf dem Kontinent stationierten Soldaten knnen notfalls schnell mit Truppen aus Europa verstrkt werden. Die franzsische Truppenprsenz in Afrika wurde daher seit 2011 auf zwei Hauptbasen in Libreville (Gabun) an der Atlantikkste sowie Djibouti am Horn von Afrika konzentriert.


Neue Beutegemeinschaften 


Als Prsident ab 2007 ging Sarkozy allerdings schnell zu anderen Einsichten ber. Statt als kostspieliges und sinnloses Unterfangen betrachtete er Afrika alsbald selbst als wichtigen Hinterhof. Keine zehn Tage nach seiner Wahl, empfing er Omar Bongo, dem neben Muammar Al-Gaddafi dienstltesten Potentanten Afrikas. Beide hielten sich jeweils 42 Jahre (!) an der Macht. Im Gegensatz zu Gaddafi starb Omar Bongo nicht eines gewaltsamen Todes, sondern in einer Klinik in Barcelona. In Krankenhusern des eigenen Landes lie er sich nicht behandeln, wissend um den Zustand des Gesundheitssystems.
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	Allmachtsphantasie: Omar Bongo, 41 Jahre und 193 Tage Prsident
	Jean Baptiste Dodane (CC BY-NC 2.0)


Gabun ist ein erdlreicher Staat am quator, und seit dem Tod des alten Autokraten wird das Emirat im tropischen Regenwald nun von Bongos Sohn Ali regiert. Eine fingierte Prsidentschaftswahl von Ende August 2009, bei der der Lieblingssohn des verstorbenen Autokraten sich im bereits bernommenen Amt besttigen lie, endete mit Unruhen und deren blutiger Niederschlagung. Das Regime der Bongos, Vater und Sohn, war 2007/08 noch vorbergehend im Visier eines franzsischen Ministers gewesen. Der damalige franzsische Kooperationsminister (diese Bezeichnung lste jene des Kolonialministers ab) Jean-Marie Bockel hatte in einer Neujahrsansprache 2008 das Ende der Schonzeit fr pro-franzsische afrikanische Diktatoren angekndigt. Dies bekam ihm schlecht, er wurde alsbald geschasst. Sarkozys Berater Claude Guant wurde mit seinem Nachfolger Alain Joyandet, wenige Tage nach seiner Amtseinfhrung im Frhjahr 2008, im Prsidentenpalast von Omar Bongo vorstellig, und alle drei kitteten die Beziehungen rasch.


Die franzsische Sozialdemokratie, damals noch in der Opposition, ging von vornherein kein Risiko ein. Am 13. Februar 2012, knapp drei Monate vor der franzsischen Prsidentschaftswahl, wurde Laurent Fabius, bereits Anwrter auf den Sessel des Auenministers, in Gabuns Hauptstadt Libreville vorstellig. Er nahm dort an einem Wirtschaftsforum teil.


 und alles beim Alten?


Tut sich also nichts Neues in der franzsischen Afrikapolitik? Doch: Einerseits mischen sich mitunter die hauptbetroffenen Bevlkerungen ein, und die Sthle mancher Potentaten wackeln. Zum anderen hat auch die franzsische Politik erkannt, dass demokratisch wirkende Machtwechsel mitunter von Nutzen sein knnen, wenn sie fr eine Erneuerung innerhalb der Eliten sorgen. Am 26. Februar 2012 jagte die senegalesische Bevlkerung den 85jhrigen Prsidenten Abdoulaye Wade davon. Er hatte versucht, sich bei einer Wiederwahl im Ticket mit seinem Sohn Karim als Vizeprsident besttigen zu lassen  um dem im Land hchst unbeliebten Karim whrend der Amtszeit das Amt zuzuschanzen. Der Versuch ging schief, die Opposition ging auf die Strae und setzte die Anerkennung des Wahlsiegs von Macky Sall durch. Doch der neue Prsident stellt weder die Grundlagen der bisherigen Wirtschaftspolitik noch jene der Beziehungen zu Frankreich in Frage.


Noch nher liegt die Vertreibung des langjhrigen Verbndeten Frankreichs an der Staatsspitze Burkina Fasos, Blaise Compaor, Prsident von 1987 bis 2014 und zentraler Hintermann bei der Ermordung seines linksrevolutionr orientierten Vorgngers Thomas Sankara (1983 bis 87). Compaor hatte Frankreich hufig als Vermittler bei regionalen Konflikten gedient. Die Hauptstadt Ouagadougou beherbergte bis zu seinem Sturz Elitetruppen der franzsischen Armee. Doch am 31. Oktober 2014 jagte die Strae ihn davon. Frankreichs Prsident Franois Hollande hatte noch versucht, ihm einen kontrollierten Machtwechsel schmackhaft zu machen, da man in Paris eingesehen hatte, dass Compaor sich nicht mehr allzu lang wrde halten knnen. In einem Brief vom 07. Oktober 2014 hatte er versucht, seinen Amtskollegen damit anzufreunden, dass man ihn einvernehmlich auf einen internationalen Posten wegloben wrde, den des Vorsitzenden der Internationalen Organisation fr Francophonie (OIF), eines Zusammenschlusses franzsischsprachiger Staaten. Doch der alte Autokrat zeigte sich taub.


Nunmehr findet, bis zu im Sptherbst 2015 anstehenden Prsidentschafts- und Parlamentswahl, eine bergangsperiode (Transition) in Burkina Faso statt, und es wird unter anderem ber die Auflsung der Garde de Scurit prsidentielle als bisheriger Prtorianergarde des jeweils amtierenden Prsidenten heftig debattiert. Doch keine Sorge: Auch hier bemhen sich einflussreiche Krfte, zu verhindern, dass knftige Wahl zu einem Bruch mit dem bisherigen Wirtschaftsmodell und/oder in den Beziehungen zur Postkolonialmacht Frankreich fhren. Unter anderem die von der aufgelsten Prsidentenpartei CDP zu Anfang 2014 abgespaltene Volksbewegung fr den Fortschritt (MPP) tritt an, um fr einen Wandel in Kontinuitt mit dem bisher Bestehenden zu sorgen. Am 12. Februar 2015 wurde eine Delegation der Partei in Brssel am gemeinsamen Sitz der europischen sozialdemokratischen Parteien empfangen. Expert*innen fr demokratischen Wandel ohne gesellschaftliche Vernderungen waren dort unter sich.


Bernhard Schmid lebt seit nunmehr zwanzig Jahren in Paris, wo er teilweise studierte und im Anschluss promovierte. Heute arbeitet er als Gewerkschaftsjurist. Seit 1998 verfasste er diverse Bcher ber die extreme Rechte sowie ber post- und neokoloniale Auenpolitik Frankreichs.




House of Cards, Veep, Borgen

Was kann man von den neuen Polit-Serien lernen?

Kolja Möller


Die Berufspolitik ist zum Gegenstand von Fernsehserien geworden. Und das nicht in Form kitschiger Filme ber den US Prsidenten oder ber seine Ermordung. Die neuen Polit-Serien wie House of Cards, Borgen  gefhrliche Seilschaften und Veep erschlieen die Spielregeln der Berufspolitik. Sie bereiten die untergrndigen Machttechniken auf, die der ffentlichkeit kaum zugnglich sind. Dabei knnten die Ausgangspunkte kaum unterschiedlicher sein: In House of Cards geht es um Frank Underwood, der von Kevin Spacey gespielt wird. Als Whip muss er die Fraktion zusammenhalten. Der Prsidenten ernennt ihn nicht, wie er eigentlich erwartet hatte, zum Auenminister. Diese Demtigung lst Underwoods Rachefeldzug aus. Er inszeniert Presseskandale und eliminiert seine Konkurrenten.


In der europischen Polit-Serie Borgen  Gefhrliche Seilschaften muss sich die Premierministerin Birgitte Nyborg dagegen anderen Herausforderungen stellen. Das dnische Verhltniswahlsystem schafft natrlich ein gnzlich anderes politisches Umfeld als der US-Kongress. Nyborg steht vor der Herausforderung eine Koalitionsregierung zusammenzubasteln. Als Zentrumspolitikerin muss sie immer wieder Mut und Erneuerung ausstrahlen. Auerdem hat sie Kinder und kmpft darum Beruf und Familie zu vereinbaren. Wie weit der politische Betrieb von der bewussten Strategiebildung entfernt, wie viel Dilettantismus und Tollpatschigkeit am Werk sind, steht im Mittelpunkt der comedyartigen Serie Veep. Sie schildert das Schicksal der amerikanischen Vizeprsidentin, die von inkompetenten Mitarbeitern umgeben und selbst einfach bld ist. Sie hlt auf Schweineschlachtfesten honorige Rede. Und scheitert selbst daran, da ihre Redenschreiber_innen immer wieder deplatzierte Witze in ihre Vorlagen aufnehmen.
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	Echter Gouverneur und falscher Congressman: OMalley, damaliger Gouverneur von Maryland am Set von House of Cards. Im Hintergrund: Kevin Spacey
	Maryland GovPics  (CC BY 2.0)


Auf den ersten Blick erfllen einen diese Sendungen auch mit Widerwillen. Das Politische wird oft hsslich gezeichnet. Keine normativen berschsse, nur der Kampf um die Macht. Underwood verliert in den ersten zwei Staffeln von House of Cards kein einziges Wort zu seinen politischen Zielen. Sein Feldzug wird durch verletztes Geltungsbedrfnis in Gang gesetzt. Die Vizeprsidentin in Veep ist auch vollkommen beliebig. Die wohl lustigste Szene ist eine Wahlkampfveranstaltung, wo sie die versammelten Brger dazu bewegt, sich in zwei Gruppen aufzuteilen: Whrend die eine Gruppe erst laut Frei ruft, singen die anderen laut im Chor -heit. Nach einigem Hin- und Her dieser Chorgesnge reist die Veep zum nchsten Termin. Birgitte Nyborg bringt da schon mehr ins Spiel. Sie setzt sich in einer Folge sogar fr die Rechte von Prostituierten ein. Offenbar ist das Verhltniswahlrecht besser als das Mehrheitswahlrecht geeignet, politische Inhalte zur Geltung zu bringen.


Aber gerade in diesem Fokus auf die Machttechniken, die kleinen Demtigungen und die spielerische Freude am Machtkampf, zeigen uns diese Serien etwas, das keine politikwissenschaftliche Forschung bisher vernnftig ausleuchten kann: Die arcana imperii, die Techniken der Politik, die in Parteien und Bewegungen oft nur durch Nachahmung weitergegeben werden und nirgendwo verschriftlicht stehen. Im Gegensatz zum Recht oder zur Verwaltung existiert gerade in der Politik oft keine Kultur der Verschriftlichung, von Lehrbchern ganz zu schweigen.


Nichts geht ohne arcana imperii: Man muss schlielich auch wissen, wie man einen Medienskandal initiiert, wie man Konkurrenten beschdigt und man muss wissen, was man tut, wenn man selbst zum Opfer einer Kampagne wird. Man muss spren, wie man den Raum mitnimmt, was den Leuten gerade gefllt und was nicht. Und die Serien zeigen, dass die Antriebe fr politisches Handeln oft nicht vollkommen rationaler Natur oder nur auf groe normative Ziele ausgerichtet sind. Die Freude an vermachteter Politik besteht auch in der Freude am Spiel. Der homo politicus ist auch immer homo ludens. Es ist die andere, sympathische Seite, der oft  gerade von links  gegeielten Machtpolitik.


In diesem Sinne ist es mglich diesen Serien sogar etwas Emanzipatorisches abzugewinnen, da sie zu einer Selbstaufklrung des Politischen beitragen. Denn das ist ja auch gerade die Herausforderung (man denke nur an die Situation in Europa). Um die Machtfrage nicht nur zu stellen, sondern auch beantworten zu knnen, muss man nicht so werden wie Frank Underwood. Als Lehrstck, nicht als Kopiervorlage, sollte man trotzdem an ihm geschult sein. Und am besten ist es, Veep direkt nach House of Cards anzuschauen, also von der Tragdie der Politik, die zeigt, wie sich eitle Mnner bekriegen, direkt zur Komdie berzugehen. Hier freut man sich nicht mehr darber, dass politische Strategien aufgehen, sondern man lacht ber ihr stndiges Scheitern.


Ist es denn wirklich so? Wird hier ein realistisches Bild gezeichnet? Dies ist eine Frage, die sich zwangslufig aufdrngt. So faszinierend House of Cards und Kevin Spaceys schauspielerische Leistung sein mgen, Veep zeichnet das realistischere Bild der Politik im politischen System. Kein Plan geht auf, stndig bekleckern sich alle den Pullover mit Kaffee, man kann gar nicht viel entscheiden, von Strategie ganz zu schweigen  und trotzdem funktioniert es am Ende irgendwie: muddling through.


Kolja Mller ist Redakteur des prager frhling und arbeitet als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Exzellenzcluster Normative Orders der Goethe-Universitt Frankfurt. 




IN & OUT
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	In: ffentliche Schwimmbder, die auf dem Weg zur Arbeit liegen / Out: Lange Arbeitswege. Sie Sind purer Lebenszeitklau
	Max Mayorov  (CC BY-NC-ND 2.0)


prager frhling verrt Dir, was IN und was OUT ist.
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	In: Am Feierabend das Handy mal auszumachen / Out: Handy verlieren ;)
	Ed Yourdon  (CC BY-NC-SA 2.0)
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	In: Minister, die Economy-Class fliegen / Out: Mit der Limousine zur EZB-Erffnung fahren
	Landesregierung Baden-Wrttemberg  (CC BY-NC-ND 2.0) 2
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	In: Flagge zeigen gegen Rassismus / Out: Nationalflaggen
	Rasande Tyskar (CC BY-NC 2.0)
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	In: Zum Geburtstag Elf-Freunde-Abo verschenken / Out: Bundesligatraditionsvereine auf Abstiegskurs
	Karl-Ludwig Poggemann  (CC BY 2.0)
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	In: Sich mal an einem Mittwoch freinehmen: 18.03  ich mach frei! / Out: Sonntagsarbeit
	FLEECIRCUS(CC BY-NC-SA 2.0)
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	In: Bewegung gegen Prekarisierung / Out: Bewegung gegen Islamisierung des Abendlandes
	Wolfgang Sterneck  (CC BY-NC-SA 2.0)
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	In: Am 8.5. Befreiung feiern / Out: Befreiung durch Rote Armee als Einmarsch in Deutschland zu bezeichnen
	Peter Hess (CC BY-NC-SA 2.0)
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	In: Anlsslich der Linken Woche der Zukunft noch mal die Zukunftsausgabe des prager frhling lesen / Out: No-Future-Gestus
	Chris Jones  (CC BY-NC 2.0)





OEBPS/1090.jpg
- @

Wir Sind Burger
Deutschl
q‘!

S ¢






OEBPS/1121.jpg
ERWAT JUTET STATT YMPIA ¥

el -





OEBPS/1088.jpg





OEBPS/1089.jpg





OEBPS/1086.jpg
: "‘,\r“L ] ;;k &»

g IR ‘l‘rl,li 1l 5

B WL n‘\ H!L,tl_‘fx&l mim w ol






OEBPS/1120.jpg





OEBPS/1087.jpg





OEBPS/1084.jpg





OEBPS/1085.jpg





OEBPS/1082.jpg





OEBPS/1083.jpg
s m"
Brlid ot S8 4o .
1] Daiiu? Dagegen? Aul jeden Fall. Daber!
i O NI B
Dic Volksabstimmung am 27.11.2011.

'l“i LU L
.HWM T E“”%“”“g‘"‘

bery,
-\1





OEBPS/1080.jpg
- BINARE

ZEI

i

OATHS KOMMUNE
TIAN aEL






OEBPS/1099.jpg
Conni kommt in den

Kindergarten o5

Y8






OEBPS/1098.jpg





OEBPS/1095.jpg





OEBPS/1096.jpg





OEBPS/1093.jpg





OEBPS/1091.jpg





OEBPS/1092.jpg
4





OEBPS/images/Cover
Aber so will ich es
doch nicht haben.
Uber Demokratie
als Praxis

hreiben Graf Zahl, Martin
Delius, Gisela Notz, Sven
Giegold, Cornelia Otto, Jule

gel, Phillip Schink und
viele andere.

w5
y

e
ZIN Eg'jﬁkemen UND SOZIALISMUS
S5 7





OEBPS/1109.jpg





OEBPS/1107.jpg





OEBPS/1108.jpg





OEBPS/1105.jpg





OEBPS/1106.jpg





OEBPS/1103.jpg
gm{d\% MDA HhPW NEW F'E?

—






OEBPS/1104.jpg
and how's this
oing to hel

gct us out of debte






OEBPS/1101.jpg
moi president normal,
Je ne recevrais plus
des dictateurs aIelysée..,






OEBPS/1069.jpg





OEBPS/1102.jpg





OEBPS/1100.jpg





OEBPS/1118.jpg





OEBPS/1119.jpg





OEBPS/1116.jpg





OEBPS/1117.jpg





OEBPS/1114.jpg





OEBPS/1115.jpg





OEBPS/1079.jpg
Place your cross X in one box only

YES, 1 vote for the proposals ® \

VO, / vote against the Proposals | o





OEBPS/1113.jpg





OEBPS/1077.jpg





OEBPS/1110.jpg





OEBPS/1078.jpg





OEBPS/1076.jpg





OEBPS/1073.jpg





OEBPS/1074.jpg





OEBPS/1071.jpg





OEBPS/EPUB_FtmkG9
Aber so will ich es
doch nicht haben.
Uber Demokratie
als Praxis

hreiben Graf Zahl, Martin
Delius, Gisela Notz, Sven
Giegold, Cornelia Otto, Jule

gel, Phillip Schink und
viele andere.

w5
y

e
ZIN Eg'jﬁkemen UND SOZIALISMUS
S5 7





OEBPS/1072.png
1974

PN Y Y Y Y s s

¢
¢
r
(4
a4
'
r
¢
¢
¢
4
¢
€
'
¢
r
¢
¢
’





OEBPS/1070.jpg





